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(B) (D)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms
 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 4 a und 4 b sowie
Zusatzpunkt 6 auf: 

4 a) Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Wolfgang Schäuble, Dr. Friedbert Pflüger,
Peter Hintze, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der CDU/CSU

Für ein glaubwürdiges Angebot der EU an die
Türkei

– Drucksache 15/3949 – 
Überweisungsvorschlag:
Auswärtiger Ausschuss (f)
Innenausschuss
Rechtsausschuss 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 
b) Beratung des Antrags der Fraktionen der SPD
und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

Die Türkeipolitik der EU verlässlich fortfüh-
ren und den Weg für Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei frei machen

– Drucksache 15/4031 – 

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten
Dr. Wolfgang Gerhardt, Dr. Guido Westerwelle,
Dr. Werner Hoyer, weiterer Abgeordneter und der
Fraktion der FDP 

Zu der Empfehlung der EU-Kommission über
Beitrittsverhandlungen der Europäischen
Union mit der Türkei

– Drucksache 15/4064 –

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für
die Aussprache 75 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem Red-
ner dem Kollegen Dr. Wolfgang Schäuble von der CDU/
CSU-Fraktion das Wort.

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Gegen-

stand unserer heutigen Debatte ist in erster Linie eigent-
lich nicht die Türkei, sondern die Europäische Union
oder genauer die Vorstellung, die wir mit der politischen
Einigung Europas verbinden. Die europäische Einigung
befindet sich in einer schwierigen Phase. Das Ringen um
die institutionelle Vertiefung, die Erweiterung auf
25 Mitgliedstaaten, der Bruch des beim Start der euro-
päischen Währung gegebenen Stabilitätsversprechens,
die tief greifenden Meinungsunterschiede in zentralen
außen- und sicherheitspolitischen Fragen – dies alles und
vieles mehr hat die Einstellung weiter Teile der Bevölke-
rung in den meisten Mitgliedstaaten zur europäischen In-
tegration nicht eben gestärkt. Ich fürchte, dass auch die
Auseinandersetzungen um die Bestätigung der Kommis-
sion im Europäischen Parlament in diesen Tagen daran
wohl nichts verbessern werden.

Das europäische Einigungswerk bleibt aber auf die
Zustimmung der Bevölkerung angewiesen. Wenn die
Europäische Union eine handlungsfähige politische Ein-
heit werden soll, dann geht das nicht ohne das Vertrauen
der Menschen. Sie müssen sich dieser neuen, allmählich
entstehenden Einheit anvertrauen. Das setzt ein Gefühl
der Zusammengehörigkeit und der Zugehörigkeit zu Eu-
ropa voraus, eine europäische Identität.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!)

Europäische Identität entsteht aus Gemeinsamkeit in Ge-
schichte und Kultur wie auch aus gemeinsamer Verant-
wortung in einer Welt der Globalisierung. Wer das ver-
nachlässigt, der gefährdet die Vision eines politisch
geeinten und handlungsfähigen Europas. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)
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Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland, Bischof Huber, hat vor kurzem darauf hin-
gewiesen, dass ein Europa, bei dem die Erweiterung so
eindeutig den Vorrang vor der Vertiefung bekomme und
bei dem die Frage nach dem Verhältnis von kulturellen
Orientierungen zu politischen Mechanismen nicht mehr
gestellt werde, die Menschen nicht erreichen könne. 

Die Türkei ist seit langem verlässlicher Partner des
Westens und sie ist mit Europa eng verbunden. Die Mit-
bürger türkischer Abstammung in unserem Land sind zu
einem großen Teil gut integriert und sie bereichern uns
vielfältig. Die Türkei hat große Fortschritte in wirt-
schaftlicher und politischer Hinsicht, als demokratischer
Rechtsstaat und in der Wahrung der Menschenrechte ge-
macht. Auch wenn vor allem beim Schutz der Minder-
heiten noch nicht alle Probleme gelöst sind, sollten wir
die erreichten Fortschritte und die Ernsthaftigkeit der
Bemühungen nicht in Zweifel ziehen.

Zutreffend ist auch, dass die Türkei seit den 60er-
Jahren nach der Mitgliedschaft in den Europäischen
Gemeinschaften strebt und dass solchen Erwartungen
vonseiten Europas nicht wirklich widersprochen wurde.
Es wurde aber auch immer gesagt, dass es keinen Auto-
matismus gebe, dass also die endgültige Entscheidung
offen bleibe. Auch jetzt übrigens werden unterschiedli-
che Botschaften ausgesandt. In die Türkei wird vermit-
telt, dass beim Europäischen Rat im Dezember die end-
gültige Entscheidung falle, auch wenn es bis zum
Vollzug noch dauern werde,

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Die Verhandlungen beginnen!)

wenn man nicht schon die Empfehlung der Kommission
als die eigentliche Entscheidung ausgegeben hat. Aber
genau dieser Kommissionsbericht legt dar, dass es sich
gerade nicht um Beitrittsverhandlungen in der bisherigen
Routine handeln könne, dass viele Fragen offen und Pro-
bleme noch nicht gelöst seien und dass das Ergebnis der
Verhandlungen offen bleiben müsse. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Klaus Hänsch, Sozialdemokrat und vor wenigen Jah-
ren allseits geschätzter Präsident des Europäischen Par-
laments, hat Ende August in einem Vortrag in Schloss
Neuhardenberg ausgeführt: 

Die Fähigkeit der Union, neue Mitglieder aufzu-
nehmen, dabei jedoch die Stoßkraft der europäi-
schen Integration zu erhalten, stellt … einen sowohl
für die Union als auch für die Beitrittskandidaten
wichtigen Gesichtspunkt dar, hat der Europäische
Rat 1993 in Kopenhagen festgelegt. Dieses Krite-
rium hat 1997 beim Beschluss über die Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen mit den mittel- und ost-
europäischen Staaten noch eine Rolle gespielt. Aus
den Beschlüssen der Regierungschefs 1999 und
2002 zur Türkei ist es jedoch verschwunden. Das
ist ein Fehler. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Wir sollten diesen Fehler nicht fortsetzen, 
(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr wahr!)

nämlich den Fehler, in der Türkei den Eindruck aufrecht-
zuerhalten, dass die Frage einer EU-Mitgliedschaft nur
in der Türkei zu entscheiden sei, als ob es nicht auch auf
die Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union selbst
entscheidend ankäme. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Man sollte das übrigens auch in Frankreich beden-
ken. Die französische Bevölkerung äußert sich mit noch
viel größerer Mehrheit als die deutsche gegen eine Mit-
gliedschaft der Türkei. In der französischen Nationalver-
sammlung plädieren Regierung wie Opposition für unser
Modell einer privilegierten Partnerschaft. Der Präsident
der Französischen Republik hat angekündigt, dass er der
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zustimmen
werde, dass aber am Ende der Verhandlungen eine
Volksabstimmung in Frankreich über eine Mitglied-
schaft der Türkei entscheiden werde. Ob es für die Tür-
kei wirklich besser sein wird, wenn nach weiteren zehn,
15 Jahren ein Verhandlungsergebnis plötzlich abgelehnt
würde?

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!)

Wäre dann nicht die Gefahr eines Bruchs viel größer,
den zu vermeiden im Interesse der Türkei genauso wie
im Interesse Europas liegt? 

(Beifall bei der CDU/CSU – Krista Sager
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Aber Sie
wollen den gerade jetzt!)

– Frau Kollegin Sager, ich finde, wir schulden der Tür-
kei Offenheit. Dies heißt, dass wir unsere Überzeugung
nicht verschweigen, dass eine privilegierte Partnerschaft
die richtige Lösung ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn eine solche Partnerschaft gefährdet nicht die Chan-
cen einer politischen Einheit durch Überdehnung der
Grenzen und ermöglicht zugleich eine enge Verbindung
der Türkei mit Europa. Das ist unsere Überzeugung.
Auch darüber muss verhandelt werden, nicht nur über
den Wunsch der Türkei nach voller Mitgliedschaft. 

Natürlich gehört die Türkei zu einem Teil zu Europa,
aber zu einem weitaus größeren Teil eindeutig nicht. Eu-
ropa reicht nicht bis an die Grenzen des Irans oder des
Iraks. Keiner von uns würde sich dort in Europa fühlen.
Auch die Menschen in diesem Teil der Türkei glauben
selbst nicht, dass sie in Europa sind. Russland gehört
übrigens zu einem größeren Teil zu Europa und gewiss
in einem größeren Maße zur europäischen Geschichte.
Dennoch ist wohl eine Europäische Union, die bis Wla-
diwostok reicht, als gelingende politische Einheit nicht
vorstellbar. Ich denke, die Antwort, die wir heute für die
Türkei finden, muss auch halten, wenn eines Tages
Russland einen entsprechenden Wunsch äußern sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU)
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Deshalb müssen wir für Staaten, die nur teilweise zu Eu-
ropa gehören und teilweise eben nicht, andere Lösungen
einer institutionellen Verbindung mit Europa finden als
die volle Mitgliedschaft. 

Das so oft angeführte Argument der Brücke, die die
Türkei zwischen Europa und der islamischen Welt bil-
den soll, spricht ebenfalls für eine privilegierte Partner-
schaft. Eine Brücke gehört eben nicht nur zu einem Ufer.
Wer auf die Wirkung der Türkei in der islamischen Welt
als Vorbild auf dem Weg zu Demokratie, Rechtsstaat-
lichkeit, zur Achtung der Menschenrechte, zum Aufbau
von Zivilgesellschaften und dergleichen mehr setzen
möchte, sollte einmal darüber überlegen, ob durch eine
Mitgliedschaft der Türkei in der Europäischen Union
eine solche Wirkung in der islamischen Welt nicht
eher geschwächt als gefördert wird; denn wenn die Tür-
kei Teil Europas ist, wird sie in der islamischen Welt we-
niger als Vorbild angesehen werden, als wenn sie es
nicht ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Im Übrigen muss man bei diesem Argument zwi-
schendurch daran erinnern, dass die Türkei dies alles
– Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Achtung von Men-
schenrechten, Aufbau von Zivilgesellschaften – im
wohlverstandenen Eigeninteresse leistet und eben nicht
nur, um sich die Mitgliedschaft in der Europäischen
Union zu verdienen. Das gilt genauso für alle anderen
Staaten, auch in der islamischen Welt: Demokratie,
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechte, Aufbau von Zivil-
gesellschaften sind aus Eigeninteresse richtig und nicht
nur, um dadurch Mitglied in der Europäischen Union
werden zu können. 

Übrigens, wenn auch die anderen Staaten der islami-
schen Welt dem Vorbild der Türkei folgten, könnten sie
deswegen wohl nicht Mitglied der Europäischen Union
werden. Die Argumente sollten also ein bisschen ge-
nauer auf ihren logischen Gehalt überprüft werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nun wird gesagt, in Zeiten der Bedrohung durch den
internationalen Terrorismus könne die Europäische
Union aus strategischen Gründen gar nicht groß genug
sein. Der Außenminister hat von seiner europapoliti-
schen Rede an der Humboldt-Universität sogar aus-
drücklich Abstand genommen. Damals, als Herr Fischer
diese Rede hielt, war er noch eher gegen eine Mitglied-
schaft der Türkei. Das war übrigens ausdrücklich auch
Herr Verheugen noch im November 2002. Wie unsicher
unser Außenminister in Wahrheit noch immer ist, hat er
in einem Gespräch, das in der „Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“ vom 7. September 2004 wiedergegeben wurde,
verraten. Ich zitiere:

Er 

– Fischer –

beteuerte ein weiteres Mal, die Entscheidung über
die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen sei nicht
gleichbedeutend mit der Entscheidung über den
Beitritt selbst. 
(Nina Hauer [SPD]: Das stimmt doch nicht!)

– Hören Sie genau zu!

In jedem Falle werde eines Tages eine europareife
Türkei leichter mit der Entscheidung umgehen kön-
nen, ob ein Beitritt vollzogen werden könne oder
nicht. 

Ihr Kollege Cohn-Bendit, Mitglied der Fraktion der
Grünen im Europäischen Parlament, nennt dies – aller-
dings bezogen auf Frankreich – eine „demagogische
Haltung“. Wo er Recht hat, hat er Recht. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Dialog der Kulturen und Religionen, Partnerschaft
mit den verantwortlichen Kräften in der islamischen
Welt, Stärkung multilateraler Entscheidungsstrukturen,
all das ist richtig und wichtig; aber es kann doch nicht
die Einverleibung in Europa zur Voraussetzung haben.
Nein, von strategischer Bedeutung in Europa ist das Ge-
lingen der politischen Einigung. Sie wird durch eine
Überdehnung der Grenzen eher gefährdet als gefördert.
Die Entwicklung einer einigen und handlungsfähigen
Europäischen Union ist für uns Europäer unser entschei-
dender Beitrag zu mehr Stabilität, mehr Frieden und
mehr Entwicklung in dieser enger zusammenwachsen-
den und vernetzten Welt. Daran hat die Türkei ein wohl-
verstandenes Eigeninteresse. Besser ist, wenn die Türkei
mit einem politisch geeinten Europa eng verbunden ist,
als dass sie Mitglied in einer politisch handlungsunfähi-
gen Europäischen Union ist. 

Ich zitiere noch einmal Klaus Hänsch:

Wenn die Mitgliedschaft der Türkei mit der Erosion
der Union bezahlt würde, wäre das ein zu hoher
Preis – übrigens nicht nur für die Union, sondern
auch für die Türkei – und der darf nicht gezahlt
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Joachim Günther [Plauen] [FDP])

„Abschied von Europa“ hat Stefan Ulrich in der „Süd-
deutschen Zeitung“ am Dienstag seinen Leitartikel zu
diesem Thema überschrieben. Die Europäische Union
wächst in der Fläche und schrumpft in der Tiefe. Egon
Bahr schrieb vor kurzem im „Spiegel“:

Bayern Ministerpräsident Edmund Stoiber hat
Recht, wenn er erklärt: Nimmt man die Türkei auf,
dann ist das das Ende der Vision von der politischen
Union Europas. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ein solcher Schmarren!)

– Das hat Egon Bahr geschrieben. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ja, aber deswegen ist es nicht
richtig!)

– Ja, gut, ist ja in Ordnung. Frau Kollegin Roth, ich
glaube, Sie machen einen schweren Fehler, wenn Sie
Vertiefung gegen Erweiterung austauschen. 
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(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das tun wir doch gar nicht!)

Eine handlungsunfähige Europäische Union dient der
Türkei nicht, dient Europa nicht und dient der Stabilität
in der globalisierten Welt nicht. Deswegen ist das der
falsche Weg. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Aus all diesen Gründen stellen wir, die CDU/CSU-
Fraktion, heute erneut, wie schon am 2. Dezember 2002
vor dem Kopenhagener Gipfel, den Antrag, sich bei Ver-
handlungen mit der Türkei nicht auf die Frage einer
Vollmitgliedschaft zu beschränken, sondern auch die
bessere Lösung einer privilegierten Partnerschaft einzu-
beziehen. Nur ein solches Verhandlungsmandat ist wirk-
lich ergebnisoffen. Ein solches Verhandlungsmandat
weist die Türkei nicht ab, beschädigt die Türkei nicht,
bewahrt aber Europa zugleich die Chance, sich zu einer
wirklichen politischen Einheit zu entwickeln. Darum
geht es. Es geht um die Zukunftsfähigkeit Europas und
es geht um die Zustimmung der Menschen zu diesem eu-
ropäischen Projekt. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat der Kollege Gernot Erler von der SPD-

Fraktion. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Gernot Erler (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die

SPD-Bundestagsfraktion unterstützt die Absicht des
Bundeskanzlers, am 17. Dezember in Brüssel für die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zu
stimmen, und sie tut dies einmütig.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir wünschen uns, dass diese Verhandlungen, die
lange dauern werden, erfolgreich sind. Ziel der Verhand-
lungen kann nur der Beitritt der Türkei zur EU sein.
Über etwas anderes, Herr Kollege Schäuble, wird am
17. Dezember nicht entschieden. 

Eine Automatik auf dem Weg zu diesem Ziel – auch
das steht im Bericht der Kommission – kann es in der Tat
nicht geben. Der Entscheidung der europäischen Staats-
und Regierungschefs am 17. Dezember werden Tau-
sende von Einzelentscheidungen sowohl in der Türkei
als auch in der EU folgen. Jetzt wird ein langer Prozess
der Abwägung und der Vorbereitung abgeschlossen, zu-
gleich aber ein langer und anstrengender Prozess von
Reform und Transformation eröffnet. Er birgt nicht uner-
hebliche Risiken, aber auch große Chancen für die EU
und für Deutschland. 

Wir wollen, dass der Weg für diese Beitrittsverhand-
lungen frei gemacht wird, weil diese Entscheidung im
Interesse Deutschlands und im Interesse der EU liegt.
(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es liegt in unserem Interesse, dass die EU glaubwürdig
bleibt. Es liegt in unserem Interesse, dass der Verände-
rungsprozess in der Türkei unumkehrbar gemacht und
im Zuge des Verhandlungsprozesses konsequent fort-
gesetzt wird. Es liegt in unserem Interesse, dass die
gesicherte Beitrittsperspektive den wirtschaftlichen Auf-
schwung dieses für Deutschland so wichtigen Wirt-
schaftspartners verstetigt und beschleunigt. Es liegt in
unserem Interesse, dass die 4 Millionen Türken in der EU,
von denen 2,5 Millionen in Deutschland leben, mit der
Beitrittsperspektive ihre Integrationsbemühungen vertie-
fen und verstärken. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Es liegt in unserem Interesse – Herr Kollege Schäuble,
ich glaube, da haben Sie mit dieser Brücke etwas falsch
verstanden –, dass die Türkei als eine große islamisch
geprägte Gesellschaft vor aller Welt den Beweis dafür
erbringt, dass Islam und westliche Werte miteinander
vereinbar sind, weil dies die denkbar beste und wirk-
samste Antwort auf jene blutigen Strategen des Terroris-
mus ist, die den Kampf der Kulturen predigen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte etwas zum Stichwort Glaubwürdigkeit
sagen. Seit 81 Jahren gibt es die moderne, von Kemal
Atatürk gegründete Türkei. Ich möchte schon jetzt von
dieser Stelle aus der türkischen Republik zum morgigen
Nationalfeiertag, der in Berlin bereits heute gefeiert
wird, im Namen des ganzen Hauses herzlich gratulieren. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der
CDU/CSU und der FDP)

Seit 41 Jahren hat die Türkei ein Assoziationsabkom-
men mit Beitrittsperspektive. Seit neun Jahren hat die
Türkei eine Zollunion mit der EU. Seit fünf Jahren ist
die Türkei offizielle Beitrittskandidatin. Vor zwei Jahren
hat der Europäische Rat klare Bedingungen für die Auf-
nahme von Verhandlungen formuliert. Das hat ein-
drucksvolle Reformbemühungen in Ankara ausgelöst.
Ich bin Ihnen dankbar, Herr Kollege Schäuble, dass auch
Sie das anerkennen. Die Türkei hat in kürzester Zeit acht
Reformpakete auf den Weg gebracht. Sie hat die Todes-
strafe abgeschafft. Sie hat Folter und andere Menschen-
rechtsverletzungen verboten und verfolgt Verstöße dage-
gen, die es nach wie vor gibt. Die Türkei hat die
Staatssicherheitsgerichte abgeschafft. Die Türkei hat den
Einfluss des Militärs auf Politik und Gesellschaft spür-
bar reduziert. Sie hat angefangen, Kurden und anderen
Minderheiten kulturelle Rechte zu geben, und sie hat Be-
schränkungen bei der Meinungs- und Versammlungsfrei-
heit aufgehoben.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Ist ja toll! Das 
sind Selbstverständlichkeiten!)

Natürlich kann man sagen: Das reicht alles nicht. Na-
türlich kann man sagen: Da fehlt noch etwas. Natürlich
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kann man sagen: Erlass eines Gesetzes bedeutet nicht
gleich Umsetzung. All das ist zulässig. So ist die Euro-
päische Kommission auch an die Sache herangegangen;
sie hat all das berücksichtigt und sorgfältig abgewogen.
Das Ergebnis ist in dem einen entscheidenden Satz der
Kommissionsempfehlung festgehalten, den ich hier zi-
tieren möchte. Da heißt es: 

In Anbetracht der allgemeinen Fortschritte im Re-
formprozess und unter der Voraussetzung, dass die
Türkei die oben genannten, noch ausstehenden Ge-
setze in Kraft setzt, ist die Kommission der Auffas-
sung, dass die Türkei die politischen Kriterien in
ausreichendem Maß erfüllt, und empfiehlt die Er-
öffnung von Beitrittsverhandlungen.

(Beifall bei der SPD)

Wir sagen: Ja, das überzeugt uns. Das ist eine verantwor-
tungsvolle und faire Empfehlung am Ende einer Vorbe-
reitungszeit von 41 Jahren. Deswegen wollen und wer-
den wir dieser Empfehlung folgen. 

Wenn die EU nach dieser endlosen Reihe des Aufzei-
gens von Perspektiven, der Unterbreitung von Zusagen
und des Erhebens von Forderungen und nach den ein-
drucksvollen Bemühungen von türkischer Seite, diesen
langen Weg mitzugehen und alle Forderungen zu erfül-
len, im letzten Moment sagen würde: „Nein, Entschuldi-
gung, jetzt treffen wir eine grundsätzlich völlig andere
Entscheidung“, dann stellt sich doch die Frage, wer
künftig dieser EU noch trauen und vertrauen soll. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich denke dabei nicht nur an die Türkei, deren Empö-
rung dann alle verstehen würden, sondern an alle Län-
der, denen die EU in der letzten Zeit Zusagen gemacht
hat: an die zehn neuen Beitrittsländer, an Bulgarien und
Rumänien, denen schon ein Beitrittstermin genannt
wurde, an Kroatien, mit dem ab 2005 verhandelt werden
soll, an die vier anderen Westbalkanstaaten, denen eine
Perspektive eröffnet wurde, sowie an die Ukraine und
13 andere Staaten, denen mit dem neuen Nachbar-
schaftskonzept auch bestimmte Zusagen gemacht, wenn
auch keine Beitrittsperspektiven eröffnet wurden. Wer
also sollte bei so einem Nein in letzter Minute nach
41 Jahren Vorbereitung der EU überhaupt noch etwas
glauben? Aber genau das, einen solchen Schwenk in
letzter Minute, Herr Kollege Schäuble, empfiehlt die
CDU/CSU der EU. 

Da gibt es ein neues Zauberwort – auch Sie haben es
hier mehrfach bemüht –: privilegierte Partnerschaft.
Im Antrag der CDU/CSU, der ausgerechnet den Titel
„Für ein glaubwürdiges Angebot der EU an die Türkei“
trägt, sucht man vergeblich nach einer Definition oder
wenigstens einer Beschreibung von privilegierter Part-
nerschaft. Soll sie das umfassen, was die Türkei mit dem
Assoziationsabkommen seit 41 Jahren hat? Soll sie das
umfassen, was mit der Zollunion ausgedrückt wird, die
mit der Türkei seit neun Jahren besteht? Soll es das sein,
was im Rahmen des neuen Nachbarschaftskonzeptes an-
geboten wird? In Ihrem Antrag findet man dazu keinerlei
Auskunft. Stattdessen machen Sie es sich ganz leicht. In
Ihrem Antrag für ein glaubwürdiges Angebot heißt es
dazu – ich darf das zitieren –:

Seitens der EU sollte … auf dem Gipfel im Dezem-
ber der Türkei das Angebot einer privilegierten
Partnerschaft mit der Europäischen Union gemacht
werden. Der Europäische Rat sollte der Europäi-
schen Kommission den Auftrag erteilen, in Kürze
Möglichkeiten und Wege zu präsentieren, wie ein
solches besonderes Verhältnis der Türkei und ande-
rer Länder zu Europa in eine angemessene Form
gebracht werden kann. Dabei können konzeptio-
nelle Vorarbeiten aus den Reihen der EVP-Fraktion
des Europäischen Parlaments entsprechend berück-
sichtigt werden.

Was heißt das? 

(Franz Müntefering [SPD]: Dünnbrettbohrer!)

Das heißt auf Deutsch: Die CDU/CSU sagt, sie wolle
keine Beitrittsverhandlungen und keinen Beitritt der
Türkei, sondern stattdessen die privilegierte Partner-
schaft. Man wisse zwar nicht, was das ist, aber es soll
gefälligst die Europäische Kommission definieren, was
das eigentlich ist.

(Dr. Angela Merkel [CDU/CSU]: Stimmt ja 
gar nicht!)

Also etwas, von dem wir nicht wissen, was es ist, sollen
die europäischen Staats- und Regierungschefs am
17. Dezember der Türkei empfehlen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, der Volksmund hat für ein
solches Angebot einen trefflichen Begriff: Mogelpa-
ckung.

(Beifall der Abg. Krista Sager [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Das Hantieren mit einer Mogelpackung passt zu allem,
was Sie in letzter Zeit im Zusammenhang mit der Tür-
keifrage tun.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Am vorletzten Wochenende war dem Kollegen Glos
– was manchmal passiert – wohl langweilig. Deshalb hat
er eine Kugel ins Rollen gebracht: das Thema Unter-
schriftenaktion gegen den Türkeibeitritt. Parteichefin
Merkel traute sich nicht, dieses Spiel mit dem Feuer
gleich zu unterbinden, und erklärte es erst einmal für
eine ganz gute Idee. Dann brach quer durch die Repu-
blik, auch in Ihren Reihen, ein Sturm der Entrüstung los
und nach drei Tagen war der ganze Spuk vorbei. Das ist
wahrlich Führungsfähigkeit, auf die Deutschland und
Europa warten.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Das ist ein wirklich verantwortungsvoller Umgang mit
einer Schicksalsfrage, wie Sie es neuerdings nennen.
Man kann ja mal etwas andeuten, ins Rohr schieben, um
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zu testen, wie die Reaktionen sind. Weltpolitik als Über-
raschungsei, das ist Ihr Umgang mit der Europäischen
Union.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Jetzt hat sich Herr Glos etwas Neues ausgedacht,
gestern nachzulesen in der „FAZ“. Die neue Parole
heißt: Bei einem EU-Beitritt der Türkei wird Deutsch-
land von Türken überschwemmt und dabei untergehen,
allerdings nicht aus Versehen, sondern ganz absichts-
voll, weil die Linken, die jetzt Deutschland führen, das
so wollen. Wörtlich, Herr Kollege Glos, werden Sie so
zitiert – ich darf das hier vortragen; Sie werden ja gern
zitiert –:

Diejenigen, die derzeit Deutschland führen, haben
mit Deutschland überhaupt nichts am Hut. Man
macht Deutschland für einmalige Verbrechen in der
Vergangenheit als Land verantwortlich. Daher rührt
auch so eine Art Deutschenhaß in manchen Krei-
sen, weshalb man in Teilen der Linken hofft, daß es
Deutschland nicht mehr gibt.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Unglaublich! – Zurufe von der
SPD: Pfui! – Unverschämte Frechheit!)

Wenn schon keine Unterschriftenaktion, dann malt
man wenigstens die Pantürkisierung ganz Europas und
den Untergang Deutschlands als Folge des Selbsthasses
der linken Verhandlungsbefürworter an die Wand. Das
ist auch für Ihre Verhältnisse, Herr Glos, eine unglaubli-
che Entgleisung, die eigentlich Klärung fordert.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Sonst müssen Sie sich nicht wundern, wenn man Sie
demnächst fragt, ob mit Ihnen noch alles in Ordnung ist.

Oder, Herr Glos, liegt das etwa daran, dass Sie Ihre
eigene Vergangenheit aufarbeiten müssen? Manchmal
hilft ja ein gutes Archiv, um etwas zu erklären. Jeden-
falls haben Sie am 17. Dezember 1997, direkt nach dem
Europäischen Rat von Helsinki, eine interessante Pres-
seerklärung herausgegeben. Aus dieser möchte ich drei
Sätze zitieren.

Erster Satz:

Es ist nicht nur im deutschen, sondern im europäi-
schen Interesse, die Türkei an Europa zu binden.

(Beifall bei der SPD)

Zweiter Satz:

Es dient nicht europäischen Interessen, wenn die
Türkei auf ihrem Weg nach Europa durch Übertak-
tieren vor den Kopf gestoßen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Dritter Satz:

Am Ziel darf es keinen Zweifel geben: Es ist vor al-
lem im deutschen Interesse, die Türkei in Europa zu
sehen!

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Peter
Hintze [CDU/CSU]: Das stimmt doch alles!)

Sie waren also offenbar schon einmal weiter als
heute. Sie brauchten bloß Ihren eigenen Empfehlungen
zu folgen. Lassen Sie das Übertaktieren mit der privile-
gierten Partnerschaft, machen Sie sich Ihren eigenen Rat
zu Eigen, dann sind Sie unterwegs und wir können noch
Hoffnung haben!

Auf jeden Fall, meine Damen und Herren, gehen wir
mit den unbestreitbaren Risiken dieses Integrationspro-
zesses und den daraus abgeleiteten Sorgen und Beden-
ken vieler Menschen anders um. Wir und auch die EU-
Kommission nehmen sie ernst. Das ist der Grund dafür,
dass die Kommission für eine neue Konzeption der Ver-
handlungen eintritt, mit einer viel strengeren Über-
prüfung der Reformfortschritte als bisher, mit Sonder-
regelungen bis hin zu eventuellen unbefristeten
Schutzklauseln etwa bei der Arbeitnehmerfreizügigkeit,
ja sogar mit der Perspektive einer Aussetzung der Ver-
handlungen bei ernsthaften Rückschritten bei den Zielen
Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Achtung der Men-
schenrechte.

Das ist die seriöse Antwort auf die Fragen besorgter
Menschen in unserem Land. Das sind genügend Leit-
planken, um zu verhindern, dass der Integrationsgeleit-
zug vom Wege abkommt. Wir werden dafür sorgen, dass
diese Empfehlungen auch Beachtung finden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir teilen auch
die Meinung der Kommission: Bei aller Schwierigkeit
des Weges, den wir die nächsten anderthalb Jahrzehnte
gemeinsam mit der Türkei gehen werden – die Chancen
und Vorteile für die EU und für unser Land überwiegen.
Das muss den Ausschlag geben, wenn die europäischen
Staats- und Regierungschefs am 17. Dezember ihre Ent-
scheidung treffen werden.

Wir unterstützen mit allem Nachdruck ein Ja für einen
Beginn der Beitrittsverhandlungen im Jahr 2005.

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Guido Westerwelle

von der FDP-Fraktion.

Dr. Guido Westerwelle (FDP): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Die EU-Kommission hat für Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei plädiert und sie im Charakter als ergeb-
nisoffen beschrieben. Diesem Vorschlag sollte sich der
Deutsche Bundestag aus Sicht der Freien Demokraten
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anschließen. Wir sollten die Kommission beim Wort
nehmen.

(Beifall bei der FDP)

Es geht gegenwärtig um eine Entscheidung über Bei-
trittsverhandlungen und nicht – diesen Eindruck
konnte man nach den beiden vorherigen Reden bekom-
men – um einen Beitritt selbst. Erst am Ende der Ver-
handlungen kann die Entscheidung über die Aufnahme,
die Ablehnung oder auch eine differenzierte Position ste-
hen.

Wir sind mit beiden Haltungen, die bisher in den Re-
den zum Ausdruck gebracht worden sind, nicht einver-
standen. Der Antrag der Koalitionsfraktionen gibt letzt-
endlich eine Tendenz vor. Nach diesem Antrag sind die
Beitrittsverhandlungen quasi eine Übergangsstufe zu ei-
nem Ergebnis, das – politisch gewollt – schon jetzt for-
muliert wird. Die Unionsfraktion spricht sich in ihrem
Antrag gegen Beitrittsverhandlungen aus und unterstützt
von vornherein ein anderes Modell. Auch sie hat sich
schon ihre politische Meinung gebildet und das Ergebnis
vorweggenommen.

Wir Freien Demokraten sind der Überzeugung, dass
wir nur dann dem Votum der Europäischen Kommission
gerecht werden, wenn wir sie beim Wort nehmen. Ergeb-
nisoffen heißt, dass am Ende eines Verhandlungsprozes-
ses ein Ja, ein Nein oder auch eine differenzierte Posi-
tion, also vielleicht eine privilegierte Partnerschaft,
stehen kann. Aber niemand ist heute in der Lage, seriö-
serweise vorauszusagen, wie die Türkei in 15 Jahren
aussehen wird oder wie die Europäische Union in
15 Jahren aussehen wird.

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Markus 
Meckel [SPD])

Wir haben von Ihnen, Herr Kollege Schäuble, eine
bemerkenswerte Rede gehört. Auch das, was Sie, Herr
Kollege Erler, gesagt haben, ist in weiten Teilen, was die
Analyse angeht – das ist oft so –, mit dem Wertekom-
pass, den wir gemeinsam in diesem Hause haben, de-
ckungsgleich. Letzten Endes geht es um die politischen
Schlussfolgerungen an dieser Stelle. Es wird niemanden
in diesem Hause geben, der beispielsweise die Men-
schenrechte in der Türkei nicht genauso einfordern
würde wie Verbesserungen hinsichtlich der ökonomi-
schen Entwicklung. Selbstverständlich wird auch die
Lösung der Zypernfrage eine Rolle spielen. Das alles
sind Punkte, die wir gemeinsam in diesem Hause bespre-
chen.

Wir Freien Demokraten warnen aber vor Folgendem.
Herr Kollege Schäuble, wenn Sie sagen, die Erweite-
rung dürfe nicht gegen die Vertiefung ausgetauscht
werden, dann haben Sie nach unserer Auffassung Recht.
Wir fügen aber hinzu: Die Erweiterung darf auch nicht
gegen die Vertiefung ausgespielt werden.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Beides muss uns gelingen, wenn wir den europäischen
Weg erfolgreich weitergehen wollen.
Die Europäische Union ist in ihrer gegenwärtigen
Verfassung nicht aufnahmefähig. Die Türkei ist in ihrer
gegenwärtigen Verfassung nicht beitrittsfähig. Auch das
gehört zur Wahrheit. Wir wollen aber fairerweise fest-
halten, dass ein sofortiger Beitritt nicht die Erwartungs-
haltung der türkischen Regierung ist. 

Wir haben Gelegenheiten gehabt, das Gespräch mit
der türkischen Seite – zuletzt in der vergangenen Woche
mit dem türkischen Außenminister – zu führen. Nie-
mand in der Türkei, aber auch niemand in der Europäi-
schen Union geht davon aus, dass es um eine Beitritts-
entscheidung geht, die heute getroffen werden müsste.
Es geht auch nicht darum, dass die Türkei in ihrer gegen-
wärtigen Verfassung schon beitrittsfähig wäre. Die Tür-
kei, wie sie heute ist, könnte nicht beitreten. Müssten wir
heute über den Beitritt abstimmen, würden wir als Freie
Demokraten mit Nein votieren. Aber es geht heute eben
nicht um den Beitritt der Türkei zum jetzigen Zeitpunkt,
sondern um einen ergebnisoffenen Verhandlungsprozess.
Deswegen ist es aus Sicht der Freien Demokraten ein
Fehler, dass das Wort der Ergebnisoffenheit im Antrag
der Koalitionsfraktionen überhaupt nicht mehr vor-
kommt. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Wir begrüßen es ausdrücklich, dass die Türkei ent-
sprechende politische Entwicklungen und Reformen
eingeleitet und durchgesetzt hat. Wer wollte denn die
Fortschritte der Türkei ernsthaft bestreiten? Die eingelei-
teten Reformen dürfen aber nicht nur auf dem Papier ste-
hen, sondern müssen auch gesellschaftliche Realität
werden. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Richtig!)

Es ist zwar gut, wenn das Parlament der Türkei ein Ver-
bot der Diskriminierung von Minderheiten verabschiedet
und dies formale Rechtslage ist. Es ist zwar gut, wenn
das Folterverbot formale Rechtslage in der Türkei ist.
Aber das reicht nicht aus. Nicht die formale Rechtslage
ist das Kriterium. Vielmehr muss die gesellschaftliche
Realität das Kriterium für eine Überprüfung der Bei-
trittsentscheidung in zehn oder 15 Jahren sein. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU)

Deswegen legen wir Wert darauf, dass die Ausgestal-
tung eines Verhandlungsmandates die Ergebnisoffenheit
betont, so wie es übrigens ausdrücklich auch in den
Schlussfolgerungen der Europäischen Kommission vorge-
sehen ist. Dass dies so ist, wird ja regelmäßig unter den
Teppich gekehrt. Es wird nachinterpretiert, was die Euro-
päische Kommission gemacht hat, um der eigenen Ten-
denz Vorschub und Nachdruck zu verleihen. Tatsächlich
hat die Europäische Kommission eine sehr differenzierte
Position bezogen und ausdrücklich den ergebnisoffenen
Charakter von Beitrittsverhandlungen unterstrichen. Das
ist auch aus unserer Sicht richtig und notwendig.

Ich will noch auf das zu sprechen kommen, was im
Vorfeld dieser Debatte gesagt worden ist. Ich will
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niemanden darüber im Unklaren lassen, dass wir Freien
Demokraten es ausdrücklich begrüßen, dass die Unions-
parteien von den Überlegungen einer Unterschriftenak-
tion Abstand genommen haben. 

(Beifall bei der FDP)

Ich will hier aber genauso klar sagen: Heute wird auch
eine Debatte darüber geführt – sie wird in Wahrheit ge-
führt, um die Innenpolitik zu prägen, und nicht, um über
den europa- und außenpolitisch richtigen Weg zu
diskutieren –, ob ein Referendum bzw. Volksabstim-
mungen beschlossen werden sollten. Wenn dies heute
die konkrete Forderung ist, dann sagen wir Freien De-
mokraten dazu: Das ist aus unserer Sicht nicht möglich
und in Wahrheit nur der innenpolitischen Auseinander-
setzung geschuldet. Niemand ist heute seriöserweise in
der Lage, die Entscheidung, die in zehn oder 15 Jahren
ansteht, vorwegzunehmen. Niemand kann heute sagen,
wie der konkrete Entscheidungsvorgang verfassungs-
rechtlich in zehn oder 15 Jahren stattfinden soll. Hier
findet also in Wahrheit eine innenpolitische Auseinan-
dersetzung und nicht eine Betrachtung der europäischen
Materie statt, um die es hier tatsächlich geht. 

(Beifall bei der FDP)

Sie als Regierung werden – auch das müssen wir hier
festhalten – dem Antrag der Koalitionsfraktionen folgen;
Sie haben sich dazu erklärt und festgelegt. Dies ist
Regierungshandeln. Sie als demokratisch legitimierte
Bundesregierung werden im Dezember – daran gibt es
keinen ernsthaften Zweifel – der Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen zustimmen. Eines will ich dazu klar
sagen: Ganz egal wie man dann zu dieser Entscheidung
steht, diese Entscheidung bindet jede nachfolgende Re-
gierung. 

(Zurufe von der SPD: Ja!)

Das sage ich deshalb, weil ich es für völlig falsch hielte,
wenn in Wahlkämpfen Nachhutgefechte stattfinden wür-
den. Wenn Europa entschieden hat, dass es Beitrittsver-
handlungen gibt, dann ist jede nachfolgende Regierung
daran gebunden und dann können noch so viele Unter-
schriften gesammelt oder Proteste organisiert werden.
Dann gilt die Zuverlässigkeit der deutschen Außenpoli-
tik, für die die Freie Demokratische Partei steht. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Claudia Roth, Bünd-

nis 90/Die Grünen.

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die
Türkeidebatte, die wir gegenwärtig führen, ist im Kern
– hier gebe ich Herrn Schäuble Recht – eine Debatte
über die Frage, in welchem Europa wir leben wollen und
auf welche gemeinsamen Werte dieses Europa gründet.
Sie ist eine Debatte über die Frage, in welchem Deutsch-
land wir leben und ob wir unsere multikulturelle und
multireligiöse Realität akzeptieren oder uns ihr verwei-
gern. Sie ist in der Tat eine Debatte über die Glaub-
würdigkeit deutscher und europäischer Außenpolitik.
Außerdem ist sie – dies sage ich gerade vor dem Hinter-
grund von populistischer Stimmungsmache und Brand-
stifterei – eine Debatte über die politische Kultur und
den politischen Anstand in unserem Land.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Ich zitiere:

Die Türkei gehört zu Europa. Die Türkei soll voll-
berechtigtes Mitglied der Gemeinschaft sein. Dieser
Wunsch und die Tatsache, dass wir in ihm mit unse-
ren türkischen Freunden einig sind, sind der
stärkste Ausdruck unserer Gemeinsamkeit.

Dies sagte nicht Romano Prodi vor zwei Wochen, son-
dern Walter Hallstein, der damalige Kommissionspräsi-
dent, anlässlich der Unterzeichnung des Ankara-Abkom-
mens am 12. September 1963. Damit war Europa klar
definiert.

Gernot Erlers Zitaten, mit denen er in Erinnerung ge-
rufen hat, was Herr Glos dereinst sagte, füge ich einen
Satz hinzu, nämlich die Überschrift seiner Presseerklä-
rung vom 17. Dezember 1997: 

Die Türkei darf auf dem Weg nach Europa nicht
diskriminiert werden.

Herr Hintze, dazu müssten Sie jetzt auch klatschen. –
Aber genau dies tun Sie jetzt: Sie diskriminieren die Tür-
kei.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Michael Glos [CDU/CSU]:
Das ist sieben Jahre her!)

Herr Glos, erlauben Sie mir folgenden Satz – ich
komme ja auch aus Bayern –: Sie machen Politik nach
dem Motto „Was schert mich mein Geschwätz von ges-
tern?“.

(Beifall der Abg. Krista Sager [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Heute hört sich nämlich alles, was Sie sagen, ganz an-
ders an. Die CDU/CSU definiert die EU geographisch
und kulturell ausgrenzend. Sie spricht von der nicht
kompatiblen Türkei. Aber die politischen Werte der Eu-
ropäischen Union sind nicht an eine bestimmte Religion
oder Kultur gebunden, sondern an die Achtung der Men-
schenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechts-
staatlichkeit sowie die Wahrung der Menschenrechte
und der Minderheitenrechte.

Im EU-Verfassungsvertrag, Herr Glos und Herr
Schäuble – Herr Schäuble weiß dies, er hat es heute nur
nicht zitiert –, heißt es: 

Die Union steht allen europäischen Staaten offen,
die diese genannten Werte achten und sich ver-
pflichten, ihnen gemeinsam Geltung zu verschaf-
fen.
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(Michael Glos [CDU/CSU]: Ja, europäischen 
Staaten! Das ist kein europäischer Staat!)

Also muss die Union auch einer demokratischen Türkei
offen stehen. Genau dies wollen und unterstützen wir.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Über 40 Jahre dauert der lange Weg der Türkei in die
EU. Immer wieder wurde versichert, bestätigt, beschlos-
sen und bekräftigt, dass das Ziel die Vollmitgliedschaft
sei. Was aber ist heute? War alles nicht so gemeint? War
es etwa nur so lange gemeint, wie die konkrete Perspek-
tive in weiter Ferne lag? Ihre privilegierte Partnerschaft,
Frau Merkel und Herr Bosbach, ist kein Angebot an die
Türkei, sondern eine Worthülse, wie Herr Rühe zu Recht
gesagt hat. Sie bedeutet Stillstand und die Festschrei-
bung des Status quo. Aus diesem Grunde kann die Tür-
kei diese Perspektive nicht ernsthaft akzeptieren.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Die Empfehlung der Kommission, Beitrittsverhand-
lungen aufzunehmen, ist dagegen ein historisches Si-
gnal, dem der Europäische Rat am 17. Dezember hof-
fentlich zustimmen wird. Sie ist das wichtige Signal,
dass die EU der Türkei die Tür nicht vor der Nase zu-
schlagen und die ungeheure Dynamik der Veränderung
nicht abbrechen darf. Dies riskieren Sie mit Ihrer privile-
gierten Partnerschaft ganz bewusst. Wir wollen diese
Dynamik fortsetzen, die natürlich vor allem etwas mit
einer glaubwürdigen Beitrittsperspektive zu tun hat. Die
Aufnahme von Verhandlungen, die zum Erfolg geführt
werden sollen, ist ein wichtiger Schritt; dies wissen Sie
ganz genau. Aber es gibt keinen Beitrittsautomatismus.
Das haben wir immer gesagt und dabei bleiben wir auch.

Lassen Sie uns wirklich von unseren deutschen Inte-
ressen sprechen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Michael Glos [CDU/CSU]: Jawohl, von deut-
schen Interessen!)

– Ja, Herr Glos, Pawlow; wir reden jetzt von deutschen
Interessen. – Wir haben ein ganz vitales Interesse an ei-
ner demokratischen Türkei. Wenn wir dieses Interesse
haben, dann dürfen wir den Reformprozess doch nicht
abbrechen, wir dürfen kein Risiko eingehen, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: So ein Quatsch!)

sondern wir müssen die Dynamik fortsetzen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Michael Glos [CDU/CSU]:
So ein Unsinn!)

Vor kurzem – nicht heute –, Herr Schäuble, haben Sie
im Fernsehen von den Reformen in der Türkei als reine
Show gesprochen. Ich halte das für Zynismus, Herr
Schäuble. Ich finde es zynisch, davon zu sprechen, dass
die Abschaffung der Todesstrafe, das Folterverbot, das
Zurückdrängen des Militärs, der Beginn der Anerken-
nung der kurdischen Realität – all das, wovon Gernot
Erler gesprochen hat – Show sein soll. 
Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Kollegin Roth, erlauben Sie eine Zwischenfrage

des Kollegen Schäuble?

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Ja, gern.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön, Herr Schäuble.

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU): 
Würden Sie mir bitte eine Stelle nennen, die belegt,

wo ich in irgendeiner Weise etwas von dem gesagt habe,
was Sie mir unterstellen? Nach meinem sicheren Wissen
habe ich nie etwas Derartiges gesagt.

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Ich kann Ihnen das gern sagen. Es ist eine Agentur-
meldung nach einer Fernsehsendung bei Frau Illner, in
der Sie über die Türkei gesprochen haben. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Ich 
habe es nicht gesagt!)

– Wenn es nicht stimmt, Herr Schäuble, können Sie es
gern dementieren. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Nein!
Ich habe es nicht gesagt! Das ist eine Verleum-
dung! Sie können es nicht belegen! – Weitere
Zurufe von der CDU/CSU)

– Ich kann es Ihnen belegen. Ich reiche es Ihnen unmit-
telbar nach der Debatte nach, Herr Schäuble.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sie sehen eine
Frau, die mit Unwahrheiten arbeitet! –
Gunther Krichbaum [CDU/CSU]: Nehmen Sie
zurück, was Sie gesagt haben! Was soll das
denn?)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Kolleginnen und Kollegen, bitte, Frau Kollegin Roth

hat das Wort.

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja das 
Schlimme!)

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Was ist daran schlimm? Was regen Sie sich auf? Ich
werde es belegen. Es ist umso besser, wenn Herr
Schäuble sagt, es ist keine Show. Dann muss man aber
auch diesen Prozess fortsetzen. Genau das wollen wir
auch,

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

und zwar in dem Sinne, wie es Guido Westerwelle ge-
sagt hat. Nicht die Papierform der Gesetze entscheidet,
sondern das, was implementiert wird. Weil wir imple-
mentieren wollen, unterstützen wir die Empfehlung der
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Kommission, in der gesagt wird, der Verhandlungspro-
zess verstärkt den Reformprozess und sichert die Demo-
kratisierung der Türkei ab. Es liegt genau in unserem In-
teresse, den Demokratisierungsprozess unumkehrbar zu
gestalten. 

Wir sprechen von unseren Interessen. Ein fundamen-
tales deutsches Interesse ist gerade nach dem
11. September der Dialog der Kulturen und Religionen.
Eine demokratische, säkulare, pluralistische Türkei mit
einer muslimischen Mehrheitsbevölkerung, die in die
Europäische Union integriert ist, ist natürlich ein welt-
weites Signal, dass Islam und Demokratie kein Wider-
spruch sind. Sie wäre damit auch für uns ein enormer Si-
cherheitszugewinn.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Jetzt möchte ich noch etwas zum Wirtschaftsflügel in
der Union sagen. Die Heranführung der Türkei an die
Europäische Union liegt im unmittelbaren Interesse auch
und gerade der deutschen Wirtschaft. Es ist die deut-
sche Wirtschaft, die einen weiteren Ausbau der Bezie-
hungen, strategische Partnerschaften und die Öffnung
von neuen Märkten erwartet. Die deutsche Wirtschaft
sagt: Eine integrierte Türkei ist ein stabiler und sicherer
Ort für Investitionen. Hier liegt das Interesse der deut-
schen Wirtschaft. Ihre Ablehnung, werte Kollegen von
der Union, ist ein dramatischer politischer Fehler. Ich
halte Ihre Position nicht nur für außenpolitisch ignorant,
sondern auch für innenpolitisch polarisierend. Sie bringt
nicht ein Mehr an Sicherheit, sondern sie gefährdet im
Kern Ihre eigenen ökonomischen Interessen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich sage ihnen noch eines zum Abschluss: Herr Glos
von heute verbreitet den Mythos von der Andersartigkeit
und benutzt das bitterböse Bild der Überschwemmung.
Herr Schäuble, wenn Herr Glos solche Positionen äu-
ßert, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Wo habe ich das
schon wieder gesagt? Bringen Sie eine Fund-
stelle!)

ist das nicht das Ernstnehmen der Ängste der Menschen, 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Bringen Sie dafür 
einen Beleg! Sie sind eine Verleumderin!)

sondern das bewusste Schüren von Ängsten und Sorgen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Das ist die Un-
wahrheit!)

Das ist das Gegenteil von verantwortlicher Politik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Kollegin Roth, kommen Sie bitte zum Schluss.
Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Sie betreiben nicht Integration, sondern Ausgrenzung.
Sie können noch so viel hier herumschreien, das macht
Ihre Politik keinen Deut besser.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Kollege Dr. Gerd Müller von

der CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Mit

Schreien, Kreischen und Verleumden, Frau Kollegin
Roth,

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

werden wir der historischen Bedeutung der Entschei-
dung nicht gerecht, die hier zu treffen ist. Ich würde Ih-
nen zurufen: Mehr Kompetenz und weniger Emotionen!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und
der FDP – Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ihre Kollegen haben doch die
ganze Zeit gebrüllt wie die Affen!)

Hans-Ulrich Wehler, ein Historiker aus Bielefeld,
schreibt in der letzten Ausgabe der Zeitschrift „Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte“ unter der Überschrift „Verblen-
detes Harakiri“: „Der Türkei-Beitritt zerstört die EU“.
Professor Heinrich August Winkler spricht von „Selbst-
zerstörung durch Überdehnung“.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Jawohl!)

Jochen Hoenig ruft im „Handelsblatt“ dazu auf, das An-
gebot zu widerrufen, den Beschluss zu korrigieren.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Stefan Ulrich spricht vom „Abschied von Europa“. Wir
lassen uns nicht in eine Ecke drängen, in die wir nicht
gehören, wie Sie das eben versucht haben, Frau Kollegin
Roth.

(Beifall bei der CDU/CSU)

CDU und CSU sind gegen eine Vollmitgliedschaft
der Türkei in der Europäischen Union; denn ein solcher
Beitritt würde Europa und die Türkei überfordern. Nicht
nur wir, sondern auch Egon Bahr, Helmut Schmidt und
viele andere prominente Sozialdemokraten im Land, in
Europa und in der Welt warnen vor dieser Entwicklung.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Ihr Eintreten für den EU-Beitritt der Türkei, Herr Kol-
lege Fischer, ist der Ausstieg aus der Integration, ist der
Abschied von der Humboldt-Rede: Humboldt ade.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Welche Auswirkungen oder Folgen hat die Aufnahme
der Türkei für die Europäische Union? Vertiefung und
Erweiterung, wie Sie es hier verkündet haben, gemein-
sam voranzutreiben, ist eine politische Lebenslüge. Sie
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können nicht beides haben: die Erweiterung der Europäi-
schen Union bis nach Kleinasien und die Vertiefung der
politischen Strukturen hin zu einer politischen Union, zu
einer politischen Regierung, zu einem politischen Sys-
tem, wie wir uns das vorstellen. 

Professor Heinrich August Winkler bringt dies in ei-
nem Aufsatz auf den Punkt – Sie wissen, er ist der Lieb-
lingshistoriker von Bundeskanzler Schröder und seit
40 Jahren SPD-Mitglied –:

Wer glaubt, die EU könne neben dieser historischen
Herausforderung 

– gemeint ist die Integration der  neuen mittelosteuropäi-
schen Beitrittsstaaten –

auch noch die Integration der Türkei bewältigen,
gibt sich einer Illusion hin. Ein Großeuropa von
Lappland bis zu Euphrat und Tigris wäre ein Koloss
auf tönernen Füßen, räumlich groß, aber politisch
handlungsunfähig.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Sie sehen, international ist Ihr Kurs in Politik und Wis-
senschaft höchst umstritten und umkämpft.

Die Türkei ist unser Freund und Partner. Wir wollen
diese Freundschaft zu einer privilegierten Partner-
schaft weiterentwickeln. Wir wollen den Ausbau der
Wirtschaftsbeziehungen, den kulturellen Dialog, wir
wollen den Ausbau der Sicherheitspartnerschaft. Mit der
Türkei als NATO-Partner gibt es überhaupt keine Pro-
bleme. 

Herr Außenminister, Sie haben ein neues Hilfsar-
gument, den D-Day. Ich denke bei D-Day an etwas an-
deres. Nach dem 11. September nehmen Sie jetzt den
D-Day als Sicherheitsargument. Es gibt überhaupt
keine Probleme bei der Zusammenarbeit mit der Türkei
bezüglich der Bekämpfung des Terrorismus im Inneren
und Äußeren. Dazu ist eine Vollmitgliedschaft nicht not-
wendig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Gernot Erler [SPD]: Er hat es auch nicht ver-
standen!)

Die Türkei erfüllt weder heute noch morgen die poli-
tischen Kriterien,

(Gert Weisskirchen [Wiesloch] [SPD]: Aber 
vielleicht übermorgen!)

die in Kopenhagen festgelegt worden sind. Wir haben
uns eigentlich vorgegeben, dass es erst nach Erfüllen
dieser Kriterien zu Beitrittsverhandlungen kommen
wird. Die für die Währungsunion vorgegebenen Krite-
rien brechen Sie im Nachhinein. Hier brechen Sie die
Kriterien bereits im Vorhinein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Wo denn? In welchem Punkt?)

Die Türkei gehört weder geographisch noch kulturell
zur Europäischen Union. 
(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Also, was ist das denn anderes?)

Frau Roth, Ankara missachtet die Menschenrechte.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Von Ihnen muss ich mir nichts
über Menschenrechte sagen lassen! Sie sind
der Allerletzte, der mir etwas über Menschen-
rechte erzählt!)

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat die
Türkei diese Woche in drei Fällen verurteilt. Liebe Frau
Kollegin Roth, ich erinnere mich noch daran, wie Sie vor
einigen Jahren vor türkischen Gefängnissen geweint ha-
ben. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie waren nie dabei!)

Angesichts der Berichte von Amnesty International wäre
diese Empörung jetzt angemessen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Lesen Sie das Interview, das die Generalsekretärin
von Amnesty International, Frau Lochbihler, in dieser
Woche gegeben hat. Darin wurde Sie gefragt, in wel-
chem Ausmaß in türkischen Gefängnissen gefoltert
wird. Herr Außenminister, dazu haben Sie gesagt, dass
es in diesem Bereich wirklich große Erfolge gegeben
habe; denn es sei keine Systematik der Folter mehr er-
kennbar. Die Antwort von Frau Lochbihler allerdings
lautete:

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das hat Sie doch sonst nie interessiert!)

„Da gibt es nur Schätzungen. Aber wir von Amnesty In-
ternational wissen von 600 Fällen allein im vergangenen
Jahr.“ Meine sehr verehrten Damen und Herren, über
diese Zustände sollten Sie sich empören!

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Dafür hat sich die CDU/CSU doch sonst nie
engagiert!)

Nun komme ich auf einen weiteren Punkt zu spre-
chen. Seit dem Jahr 2003 kommen die meisten Asylbe-
werber in Deutschland aus der Türkei. Nach Auskunft
des Bundesinnenministeriums haben vom Jahr 2003 bis
zum August dieses Jahres 12 000 Menschen aus der Tür-
kei Asyl in Deutschland beantragt. Ich frage Sie: Warum
ist das so? Lehnen Sie diese Asylanträge ab? Schicken
Sie die türkischen Asylbewerber ab Dezember zurück? 

(Eckhardt Barthel [Berlin] [SPD]: So ein 
Quatsch!)

Wenn es die von mir angesprochenen Verhältnisse nicht
gibt, dann bedarf es hier in Deutschland auch keiner
Asylgewährung.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP)

Herr Außenminister, Sie haben nicht verhindert, dass
es durch die Einführung der doppelten Staatsbürgerschaft
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dazu kam, dass heute 50 000 Türken illegal einen deut-
schen Pass besitzen.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Müller, einen Moment bitte. Frau Kolle-

gin Roth möchte gerne eine Zwischenfrage stellen. Er-
lauben Sie das?

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): 
Ja, bitte schön.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön, Frau Roth.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Aber an-
ständig! Nicht so bissig!)

Claudia Roth (Augsburg) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): 

Wir kennen uns ja schon lange. –

Herr Kollege Müller, haben Sie gehört, dass ich ge-
sagt habe, dass es zwar große Reformen gibt, dass sie
aber nicht ausreichen, wenn sie nur auf dem Papier ste-
hen? Jetzt geht es darum, sie auch zu implementieren.
Das Folterverbot muss bis in die letzte kleine Polizeista-
tion mit null Toleranz umgesetzt werden. 

Ist Ihnen, Herr Kollege Müller, bekannt, dass sämtli-
che Menschen- und Bürgerrechtsorganisationen – die
Menschenrechtsstiftung, der Menschenrechtsverein,
Amnesty International und andere – der Auffassung
sind, dass der weitere Prozess der Integration der Türkei
in die Europäische Union im Sinne einer Verbesserung
der Menschenrechtssituation dringend notwendig ist,
dass sie also genau das Gegenteil von dem sagen, was
Sie hier behauptet haben? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU): 
Frau Kollegin Roth, ich habe Sie an Ihre Vergangen-

heit erinnert, 

(Gernot Erler [SPD]: Sehr ehrenvoll, diese Vergan-
genheit! Das haben Sie nicht gesagt!)

als Sie vor türkischen Gefängnissen zu Recht geweint
haben.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Das ist keine Antwort! Antworten Sie mal!)

Ich würde mir wünschen, dass Sie auf die Wirklichkeit
in der Türkei, die ich beschrieben habe, auch heute auf-
merksam machen.

(Beifall des Abg. Michael Glos (CDU/CSU) –
Eckhardt Barthel [Berlin] [SPD]: Das darf
doch nicht wahr sein!)

Eines der Kopenhagener Kriterien ist die Einhaltung
der Standards der in der Europäischen Union gültigen
Menschenrechte. Dieses Kriterium ist eindeutig und
nachhaltig verletzt. Der Beschluss zur Aufnahme von
Beitrittsverhandlungen kann somit schon deshalb nicht
im Dezember erfolgen, weil das Kriterium der Einhal-
tung der Menschenrechte nicht erfüllt ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Krista Sager
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist keine
Antwort!) 

Es ist der SPD zu trivial, über die Kosten des Bei-
tritts zu sprechen, die auf 30 bis 40 Milliarden Euro pro
Jahr geschätzt werden. Aber die Menschen in unserem
Land erwarten eine Antwort auf die Frage: Wer soll ei-
nen möglichen Beitritt der Türkei bezahlen? 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Darüber hinaus müssen wir auch die Migrationsängste
der Menschen berücksichtigen. 

Zum Schluss möchte ich noch einen anderen Punkt
ansprechen. Herr Außenminister, es ist eine Legende
– an der Sie bereits heute im zuständigen Ausschuss stri-
cken und an der Sie auch in Zukunft stricken werden –,
wenn Sie vor die deutsche Bevölkerung treten und sa-
gen, dass lediglich ein Beschluss zur Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen getroffen worden sei. Meine Damen
und Herren, im Jahre 1999 hat der Europäische Rat der
Staats- und Regierungschefs innerhalb von nur drei Mi-
nuten – das stelle man sich einmal vor, Herr Bundes-
kanzler – den Beschluss gefasst, der Türkei den Status
eines Beitrittskandidaten zu verleihen.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Weil es Schröder 
gewollt hat!)

Mittlerweile sind fünf Jahre vergangen. Im Dezember
wird man nun den nächsten Schritt machen und dem
deutschen Volk verkünden: Es wird fünf, es wird zehn,
es wird 15, es wird 20 Jahre dauern, bis wir diesen
Wechsel einlösen wollen und müssen. Sie stricken da an
einer Legende! Wenn wir den nächsten Schritt gehen,
dann müssen wir auch glaubwürdig gegenüber der Tür-
kei bleiben; Herr Westerwelle hat dies angesprochen.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Glaubwürdigkeit hat Sie in dieser Frage doch
gar nicht interessiert!)

Dann steht in fünf oder in acht Jahren der Beitritt bevor.
Sie können diesen Irrweg jetzt im Dezember noch stop-
pen. Gehen Sie diesen Weg nicht!

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU – Günter Gloser 
[SPD]: Immer noch nichts verstanden!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Dr. Angelica Schwall-

Düren.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und

Herren! Die Koalitionsfraktionen begrüßen die Absicht
der Bundesregierung, am 17. Dezember 2004 im Euro-
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päischen Rat für den Beginn von Beitrittsverhandlungen
mit der Türkei zu stimmen, Beitrittsverhandlungen mit
dem eindeutigen Ziel, sie zum Erfolg zu führen.

Wie ist die Haltung der CDU/CSU in dieser Frage?
Sie bieten ein beschämendes Bild: widersprüchlich, po-
pulistisch, unverantwortlich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Trotz weitgehender Übereinstimmung in der strategi-
schen Begründung für einen möglichen Beitritt der Tür-
kei hat die CDU/CSU aus innen- und parteipolitischen
Gründen den gemeinsamen Weg verlassen. Der entschei-
dende Dissens besteht zwischen Vollmitgliedschaft und
dieser nebulösen „privilegierten Partnerschaft“. Dieser
Meinungswandel seitens der CDU/CSU ist nicht nur be-
dauerlich, er bedeutet auch die Aufkündigung des inner-
halb der Bundesrepublik bislang herrschenden europa-
politischen Grundkonsenses. Die CDU/CSU untergräbt
die Glaubwürdigkeit deutscher und europäischer Politik,
und das in einer Zeit, in der der wirtschafts- und gesell-
schaftspolitische Wandel der Türkei so stark ist wie nie
seit der Gründung der modernen Türkei durch Kemal
Atatürk.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Die CDU/CSU verabschiedet sich endgültig von der
überzeugenden europapolitischen Argumentation des
ehemaligen Bundeskanzlers Kohl, der 1997 zum Ab-
schluss des Sondergipfels des Europäischen Rates in Lu-
xemburg ausführte – ich darf zitieren –,

dass wir, die Bundesrepublik Deutschland, sehr da-
mit einverstanden sind, dass die Türkei in der Per-
spektive der Zukunft eine Chance hat, der Europäi-
schen Union beizutreten.

Heute stößt die CDU/CSU ausgerechnet die türkische
Partei zurück, die die größten Reformschritte innerhalb
kürzester Zeit vollzogen hat und die als konservative
Partei der CDU/CSU nahe steht.

Ich will nicht verhehlen, dass die CDU/CSU in ihrem
Antrag auch auf Risiken aufmerksam gemacht und
durchaus berechtigte Sorgen ausgedrückt hat. Bei nähe-
rer Betrachtung können sie aber ausgeräumt werden.
Denn wenn man Risiken zu sehr betont, verhindert man,
dass man die Chancen nutzt. Die CDU/CSU vergisst die
Chancen. Der Antrag der CDU/CSU weist zudem Wi-
dersprüche auf. Aus Sicht der Opposition ist die Türkei
ein bedeutender und verlässlicher Partner des Westens,
ein wichtiges Mitglied der NATO und bereits heute eng
mit der EU verbunden, gleichzeitig eine wichtige Brücke
zur islamischen Welt und zum Nahen und Mittleren Os-
ten.

Es scheint die CDU/CSU gar nicht zu interessieren,
was sie in ihrem eigenen Antrag geschrieben hat. Sie
fordert, dass die Türkei anstelle der Vollmitgliedschaft
diese „privilegierte Partnerschaft“ bekommen soll. Wo
ist da die Logik? „Für den Fall, dass der Europäische Rat
die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen dennoch be-
schließen sollte“ – so die CDU/CSU –, sollen „diese
Verhandlungen im Sinne der Empfehlung der EU-Kom-
mission ausdrücklich ergebnisoffen geführt werden“.
Genau das ist doch der Punkt. Deswegen ist das, was Sie
vorschlagen, nämlich von vornherein eine Alternative
anzubieten, ein billiger Trick, den die Türkei durch-
schaut und was Sie mit diesem unausgefüllten Begriff ja
auch zum Ausdruck bringen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Meine Kollegen und Kolleginnen, ich muss noch ein-
mal auf Herrn Glos zurückkommen. Herr Glos hält eine
Volksabstimmung zu diesem Thema für nötig,

(Michael Glos [CDU/CSU]: Ja!)
weil er meint, es handele sich um die Preisgabe dessen,
was wir unter Deutschland verstanden haben und verste-
hen.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Wir wollen Hilfe 
vom deutschen Volk!)

Deutschtümelnd malt er eine riesige Einwanderungs-
welle an die Wand und prophezeit eine noch raschere
Verlagerung von Arbeitsplätzen in die Türkei.
(Michael Glos [CDU/CSU]: Ich habe Helmut Schmidt 

zitiert; ich kann auch andere zitieren!)
Das ist eine Politik, die zur Verunsicherung führt und die
mit der Angst der Menschen arbeitet. Herr Glos, das
müssen wir ganz entschieden zurückweisen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Der Kollege Erler ist auf diese Passage ja schon einge-
gangen. 

In diesen Minuten ging eine Ticker-Meldung über den
Äther, in der sich Herr Glos zur morgigen Unterzeich-
nung des Verfassungsvertrages äußert.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Oh, jetzt wird es hart!)

Auch hier formuliert er:
Es ist beschämend, dass die Bundesregierung prak-
tisch keinerlei deutsche Interessen in die Verhand-
lungen eingebracht hat.
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Michael Glos [CDU/CSU]: Lesen Sie weiter!
Lesen Sie alles vor!)

Sie behaupten, der größte Mangel dieses Verfassungs-
vertrages bestehe darin, dass unklar sei, für wen er gelten
solle. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Jawohl!)
Herr Glos sagte weiter:

Wenn die Türkei … tatsächlich Mitglied der EU
wird, würde der Grundgedanke Europas verraten …

(Michael Glos [CDU/CSU]: Richtig!)
Ein EU-Beitritt der Türkei wäre der Untergang der
Europäischen Union, wie wir sie bisher kennen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)
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Dr. Angelica Schwall-Düren
Herr Glos, das was Sie hier machen, ist unanständig und
schürt die Fremdenfeindlichkeit. Das ist Wasser auf die
Mühlen der Rechtsradikalen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Dr. Gesine
Lötzsch [fraktionslos] und der Abg. Petra Pau
[fraktionslos])

Was hat dagegen die Kommission getan? Die Kom-
mission hat genau das getan, wozu sie beauftragt war.
Ich glaube, wir sollten dem Kommissar Verheugen für
seine intensive Arbeit danken. Er hat den Fortschritts-
prozess in der Türkei mit seinen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern sorgfältig überprüft und ein sehr differen-
ziertes und abgewogenes Urteil zum Ausdruck gebracht.
Deswegen ist der qualifizierte Ja-Vorschlag der EU-
Kommission zu begrüßen, der drei Säulen beinhaltet. 

Ich meine, dass insbesondere die dritte Säule sehr
wichtig ist, nämlich die Einbeziehung der türkischen und
der europäischen Gesellschaft in den wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Dialog; denn die bevorstehende
Entscheidung über die Aufnahme von Beitrittsverhand-
lungen bringt auch die Frage nach den Konturen und der
Substanz der Europäischen Union auf die politische
Agenda. 

Herr Schäuble, die Kommission trägt mit ihrer Vor-
lage den Bedenken einer Überforderung seitens der EU
Rechnung. Worauf kommt es nämlich an? Es kommt in
der Tat nicht nur darauf an, dass die Türkei ihre Refor-
men durchführt, sondern es geht auch darum, dass die
EU unverzichtbare Veränderungen durchlaufen muss.
Die Kopenhagen-Kriterien schließen ja die Stoßkraft der
europäischen Integration ebenfalls mit ein.

Es ist aber auch wichtig, zu sagen: Die Verstärkung
der Integration der Europäischen Union ist zunächst völ-
lig unabhängig von einem möglichen Beitritt der Türkei
zu sehen; denn die Handlungsfähigkeit nach innen und
nach außen muss auch im Rahmen der jetzigen
25 Mitglieder gestärkt werden.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Richtig!)

Deshalb brauchen wir die Ratifizierung des Verfassungs-
vertrages unbedingt.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die Verfassung ist aber nur die Grundvoraussetzung.
Sie allein entscheidet nicht darüber, ob es zu einer weite-
ren Integration kommt, geschweige denn, ob sich die EU
zu einer politischen Union weiterentwickelt. Wir stehen
nach 50 Jahren vor der Aufgabe, auf dem Weg zu einer
erneuten Erweiterung wieder eine Vertiefung zustande
zu bringen. Das wird uns sehr viel Kraft abverlangen.
Wir werden diesen Weg im klugen Handeln Schritt für
Schritt gehen müssen. Dazu braucht es die ungeteilte
Kraft der Europäischen Union und eines jeden Mit-
gliedstaates. Die Bundesregierung handelt hier in hohem
Maße verantwortungsbewusst und zukunftsorientiert.
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Die von der CDU/CSU anfänglich zögerlich, mittler-
weile aber brutal vorgetragene Ablehnung eines Türkei-
beitritts verhindert mehr und mehr die Herausbildung ei-
nes politischen Wir-Gefühls. Dies kann aber nur
entstehen, wenn große Herausforderungen gemeinsam
angenommen werden. Frau Merkel, Herr Stoiber, Herr
Glos: Stehlen Sie sich nicht aus dieser Verantwortung!

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Dr. Angela Merkel [CDU/
CSU]: Nein, das tun wir nicht!)

Auf das große deutsche und europäische Interesse
an einem Türkeibeitritt haben verschiedene Kollegen
und Kolleginnen schon hingewiesen. Ich will noch ei-
nige wenige Punkte nennen. Der Beginn der Beitrittsver-
handlungen würde durch seine inklusive und nachbar-
schaftliche Symbolik auch den politischen Extremismus
schwächen, sowohl bei uns wie in der Türkei. Er würde
durch die ökonomische und soziale Entwicklung an Ort
und Stelle den Migrationsdruck senken; denn bisher
haben alle Beitrittsperspektiven regelmäßig eher zu
Rückwanderungs- als zu weiteren Zuwanderungstenden-
zen geführt. Diese Entwicklung würde dem Entwest-
lichungstrend in Gestalt des neoosmanischen Islamismus
durch Stärkung des laizistischen Staates entgegenwir-
ken. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

In diesem Zusammenhang ist Dan Diner zuzustim-
men, der 2002 formuliert hat:

Zudem würden mit dem Beitritt der Türkei jene
Elemente miteinander verwoben, für die das föde-
rierte Europa einmal stehen dürfte: Für die Säkula-
risierung historischer, einer kulturellen Tradition
verpflichteter Gemeinwesen auf der Grundlage uni-
verseller Menschenrechte, Pluralismus und Demo-
kratie; für eine sich zunehmend als unteilbar erwei-
sende Sicherheit; und natürlich für den alles
miteinander verknüpfenden Wohlstand. 

Unsere Bevölkerung fragt sich, ob die Probleme mit
der Größe der Türkei, ihrer finanziellen Leistungsfähig-
keit und ihrer Fremdheit größer sind als die, die es im
Umgang mit den jetzt beigetretenen Staaten zu lösen
gilt. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Kollegin, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Ich komme zum Schluss. – Das ist natürlich heute

noch nicht zu sagen. Aber die Mitgliedstaaten entschei-
den entgegen dem, was Sie immer wieder behaupten, ge-
meinsam, wie viele Finanzmittel sie zur Verfügung stel-
len können und wollen, um die Türkei weiter an die EU
heranzuführen und die Unterschiede im Lebensstandard
abzubauen.
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Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Frau Kollegin, ich hatte Sie gebeten, zum Schluss zu

kommen.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Ich bin wirklich bei meinem letzten Satz, Herr Präsi-

dent.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Aber das 
schon seit langem!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Sagen wir einmal, dem auf der vorletzten Seite.

Dr. Angelica Schwall-Düren (SPD): 
Die Türkei ihrerseits springt auf einen fahrenden Zug

auf. Am 17. Dezember wird zwar nicht die Entscheidung
über einen Beitritt fallen. Aber wir wollen, dass die Bei-
trittsverhandlungen erfolgsorientiert geführt werden.
Auf diesem Weg muss viel geleistet werden, in der Tür-
kei und in der EU. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sie hört nicht 
auf!)

Machen wir uns an die Arbeit! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt die Kollegin Petra Pau.

Petra Pau (fraktionslos): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir

reden heute über einen möglichen EU-Beitritt der Tür-
kei. Wenn überhaupt, dann steht er real irgendwann zwi-
schen 2015 und 2020 auf der Tagesordnung, also in
15 Jahren. In 15 Jahren kann sehr viel passieren. Wer das
nicht glaubt, schaue doch einfach einmal 15 Jahre zu-
rück. Damals entfaltete die so genannte Wende im Osten
Deutschlands ihre Wirkung. Das war kaum vorhersehbar
und somit auch schwer kalkulierbar. Ein Beitritt der Tür-
kei zur EU aber wäre kalkulierbar und er wäre auch ge-
staltbar. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Deshalb verstehe ich auch gar nicht die künstliche
Aufregung, die von der CDU/CSU derzeit verbreitet
wird. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Ich bin erleichtert, dass Sie von der Union wenigstens
die Unterschriftenaktion gegen den Beitritt der Türkei
abgeblasen haben. Aber wir wissen auch alle: Die CDU
gehört zu den Rückfalltätern, wenn es darum geht, gegen
Ausländer Stimmung zu machen. Insofern stehen Sie un-
ter Bewährung.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos] sowie bei Abgeordneten der SPD und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)
Hinzu kommt: Wer A sagt, muss auch B sagen. Man
kann nicht einerseits Volksabstimmungen in der Bun-
desrepublik ablehnen und zugleich andererseits eine
Volksabstimmung über den Beitritt der Türkei zur Euro-
päischen Union fordern. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos] – Michael Glos [CDU/CSU]: Warum
denn nicht?)

Die PDS im Bundestag fordert seit langem mehr De-
mokratie. Insofern sind wir allerdings auch gespannt, ob
Rot-Grün mit seinen jüngsten Ankündigungen zu diesem
Thema diesmal Ernst machen wird. 

Nun zurück zum Thema der heutigen Debatte: Es ist
politisch legitim und auch üblich, dass die einen für ei-
nen EU-Beitritt der Türkei plädieren – jedenfalls unter
bestimmten Bedingungen – und dass andere – ebenfalls
begründet – dagegen sind. Nur eines geht nicht: Man
kann nicht alle Vierteljahre die Argumente wechseln, mit
denen man dagegen ist. Genau das aber machen CDU
und CSU. Einmal ist die Türkei nicht europäisch genug,
dann ist sie nicht christlich; einmal sind die türkischen
Werte falsch, ein anderes Mal die Geschichte. So ver-
heddern Sie von der Union sich immer wieder in Wider-
sprüche. 

Erinnern wir uns: Als die Bundesrepublik schnell bil-
lige Arbeitskräfte brauchte, da konnten die Türken nicht
schnell genug kommen. Als aber später die Ostdeut-
schen dazukamen, wurden die hier lebenden Kurden und
Türken in die dritte Reihe geschickt. Wenn es um die
NATO geht, dann ist die deutsch-türkische Wertege-
meinschaft so groß und so inniglich, dass es völlig egal
ist, nach welcher Konfession die jeweiligen Militärseel-
sorger predigen.

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Wenn es aber um die EU geht, dann scheinen die kul-
turellen Differenzen unüberwindbar. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Diese Doppelzüngigkeit der CDU/CSU schafft nicht
nur außenpolitische Verstimmungen. Sie belastet auch
das Miteinander hierzulande. Sie signalisiert Millionen
türkischen Bürgern – mit deutschem oder ohne deut-
schen Pass –: Ihr gehört eigentlich nicht dazu. Genau das
findet bei jenen Beifall, die Deutschland ohnehin über
allen und allem wähnen, schon wieder oder immer noch.

Natürlich gibt es handfeste Gründe, mit Skepsis auf
die Türkei zu schauen. Die Missachtung von Bürger-
rechten gehört nach wie vor dazu, ebenso die vielfache
Geringschätzung von Frauenrechten oder ungelöste
Konflikte mit dem kurdischen Volk. Ich finde, wir alle,
auch Rot-Grün, müssen uns davor hüten, diese Probleme
kleinzureden. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Aber man darf nicht mit zwei Maßstäben wägen.
Wenn es hierzulande um Bürger- und Frauenrechte geht,
(B)
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dann sieht man die CDU/CSU ganz selten vorantraben,
übrigens auch in der EU nicht. Im Gegenteil! Im Übri-
gen hatte die Bundesrepublik einen CDU-Kanzler, als
vor nunmehr 40 Jahren der Türkei eine mögliche Mit-
gliedschaft in der EU zugesagt wurde. Auch damals lag
Istanbul am Bosporus und nicht irgendwo. 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Wenn die Opposition zur Rechten nun sagt „Nicht mit
uns!“, dann wird sie wortbrüchig und schlägt ohne Not
eine historische Tür zu. Das will die PDS im Bundestag
nicht. 

Bleibt noch das Angebot der privilegierten Partner-
schaft. Die CDU bietet sie der Türkei als Ersatz für eine
EU-Mitgliedschaft an. Seit sie damit hausieren geht,
stelle ich mir allerdings die simple Frage: Für welches
Land haben eigentlich CDU und CSU eine unprivile-
gierte Partnerschaft in petto? Wie soll es also in den Be-
ziehungen zu den Nachbarn weitergehen, ganz egal, ob
sie in der EU sind, hineinstreben oder auch nicht? 

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos])

Außerdem hätte ich heute gern einmal gehört, wie die
privilegierte Partnerschaft eigentlich aussehen soll. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wissen sie auch nicht!)

Frau Merkel, wenn dieses Modell wirklich so gut ist, wa-
rum probieren Sie es nicht einfach aus und leben es uns
vor, zum Beispiel mit Herrn Stoiber oder Ihrer Schwes-
terpartei CSU?

(Beifall der Abg. Dr. Gesine Lötzsch [frak-
tionslos] – Heiterkeit und Beifall bei der SPD
und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] –
Peter Hintze [CDU/CSU]: Das war mal wit-
zig!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Das Wort hat jetzt der Bundesminister Joseph Fischer. 

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Bun-

desregierung begrüßt den Bericht und die Empfehlung
der EU-Kommission, zu klar definierten Bedingungen
die Verhandlungen über einen Beitritt der Türkei zur
Europäischen Union aufzunehmen. Die Bundesregie-
rung wird auf dem Europäischen Rat im Dezember der
Aufnahme der Verhandlungen über den Beitritt der Tür-
kei zustimmen.

Wer den Bericht gelesen hat, weiß, dass dieser Bericht
allen Bedenken – vor allen Dingen, was die Schlussfol-
gerungen über das weitere Verfahren betrifft – Rechnung
trägt. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das ist doch so 
bestellt worden! Ein Auftragsgutachten!)

Ich meine, dass die Kommission damit hervorragende
Arbeit geleistet hat, und möchte dem verantwortlichen
Kommissar, Günter Verheugen, auch namens der Bun-
desregierung nochmals unsere Hochachtung und unseren
Dank aussprechen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wenn man der Debatte sorgfältig folgt und die Pole-
mik beiseite lässt – auch wenn sich dazu vieles anmer-
ken ließe –, wird deutlich, dass es einen Konsens über
die Bedeutung des Themas, unbeschadet der Frage nach
möglichen Konsequenzen, gibt. Eigentlich bin ich davon
ausgegangen, dass es auch mit der CDU/CSU einen
Konsens über die Bedeutung der Türkei für Europa
und die europäische Sicherheit gibt.

(Dr. Angela Merkel [CDU/CSU]: Natürlich! 
Trotzdem!)

Diese Bedeutung war die Grundlage für die 1963 in
der Regierungszeit von Konrad Adenauer getroffene
Entscheidung von Walter Hallstein – sie wurde damals
in einer beeindruckenden Rede dargelegt –, der Türkei
langfristig auch die Vollmitgliedschaft in der damali-
gen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft zu ver-
sprechen. Es war Michael Glos, der 1997 darauf hinge-
wiesen hat, dass sich nach dem Ende des Kalten Krieges
nichts an dieser strategischen Bedeutung geändert hat.

(Dr. Angela Merkel [CDU/CSU]: Das ist rich-
tig!)

Nach dem 11. September 2001 bin ich davon ausge-
gangen, dass wir gemeinsam die Position vertreten, dass
im Kampf gegen den Terrorismus nicht nur die Zerstö-
rung seiner Netzwerke im Zentrum stehen sollte, son-
dern dass es vor allem um die Transformation der
muslimisch-arabischen Welt geht, damit sie an den
Grundwerten der Moderne und an der sich globalisieren-
den Weltwirtschaft teilhat und – statt sie als von außen
übergestülpt zu empfinden – einen eigenen Modernisie-
rungsweg einschlagen kann.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Ich war auch der Meinung, dass wir unbeschadet der
Entscheidung über die Vollmitgliedschaft hinsichtlich
der Bedeutung der zukünftigen Entwicklung der Türkei
eine gemeinsame strategische Position vertreten haben.
Wenn dies aber der Fall ist, dann müssen Sie sich fragen
lassen, meine Damen und Herren von der Union und
Frau Vorsitzende Merkel, warum Sie jetzt, nach
40 Jahren, in dem Wissen um die Konsequenzen eines
Nein – ungeachtet dessen, wie Sie dieses Nein verpa-
cken werden; ob als privilegierte Partnerschaft oder wie
auch immer – diese Wende vornehmen, nachdem Ihre
Partei vier Jahrzehnte lang eine ganz andere Politik ver-
folgt hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Lassen Sie mich auf die Konsequenzen dieser Hal-
tung eingehen. Kollege Schäuble hat sinngemäß ausge-
führt – ich teile diese Auffassung nicht, aber ich akzep-
tiere, dass sie durchaus ernst gemeint ist –: Die Türkei
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gehört nicht zu Europa; sie gehört weder kulturell noch
politisch und historisch zu Europa. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Geographisch!)

– Meinetwegen auch geographisch. – Das ist doch der
Kern Ihrer Position. Ich teile sie nicht, aber sie muss
ernsthaft diskutiert werden. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Vor allem über 
die Geographie!)

Herr Kollege Schäuble, Sie wissen doch genau, wel-
che Konsequenz es hätte, wenn wir Ihnen folgen wür-
den: Wir würden die Verhandlungen nicht aufnehmen.
Deswegen frage ich Sie noch einmal: Warum vertreten
Sie diese Position jetzt, nach 40 Jahren? Sie sprechen da-
von, dass es jetzt ein glaubwürdiges Angebot geben
sollte. Haben denn Konrad Adenauer und Helmut Kohl
keine glaubwürdigen Angebote vorgelegt? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Lassen Sie mich noch einmal auf die Geschichte zu-
rückkommen. Gerade die politische Geschichte, die im
Wesentlichen durch die Kontinuität der Haltung der
Bundesregierungen geprägt wurde, spielt in diesem Zu-
sammenhang eine entscheidende Rolle. Walter Hallstein
hat am 12. September 1963 gesagt:

Getragen von den gleichen Vorstellungen, werden
sie

– die beiden Parteien, nämlich die Europäische Wirt-
schaftsgemeinschaft und die Türkei – 

gemeinsam überlegen, wie sie diese im Rahmen der
Assoziation verwirklichen können. Und eines Tages
soll der letzte Schritt vollzogen werden: Die Türkei
soll vollberechtigtes Mitglied der Gemeinschaft
sein. Dieser Wunsch und die Tatsache, daß wir in
ihm mit unseren türkischen Freunden einig sind,
sind der stärkste Ausdruck unserer Gemeinsamkeit.

Nun kommt das Argument, die heutige Europäische
Union sei eine andere. So wurde das von der Kollegin
Merkel vorgetragen, wenn ich mich richtig entsinne.
Kollegin Merkel, ich weiß zwar im Moment nicht, ob
Sie damals ad personam in der Regierung waren – das
kann durchaus sein –, aber es war die Regierung Kohl, in
deren 16 Jahren der Übergang von der EWG zur EU Ge-
stalt angenommen hat und wesentlich geprägt wurde.
Herr Schäuble war dabei in wechselnden Funktionen tä-
tig. Hat dieser Übergang zu einer Änderung Ihrer Hal-
tung geführt? Definitiv: Nein.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Dr. Wolfgang Schäuble
[CDU/CSU]: Rabulistik! – Lachen bei der
SPD)

– Nein, das ist keine Rabulistik. 

(Zuruf von der SPD: Unbequem!)

Nach Aufforderung durch den Europäischen Rat von
Luxemburg vom Dezember 1997 – das fällt also noch in
die Zeit der Regierung Kohl – verabschiedete die Kom-
mission die Mitteilung über eine „Europäische Strategie
für die Türkei“, in der nochmals unterstrichen wird, was
letztendlich in der Kontinuität aller Bundesregierungen
steht. In den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates
heißt es:

Der Europäische Rat bekräftigt, daß die Türkei für
einen Beitritt zur Europäischen Union in Frage
kommt. Das Beitrittsersuchen der Türkei wird auf
der Grundlage derselben Kriterien untersucht wie
im Falle anderer Bewerberstaaten. Obwohl die poli-
tischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen, auf
Grund deren Beitrittsverhandlungen in Betracht ge-
zogen werden können, nicht gegeben sind, hält es
der Europäische Rat für wichtig, eine Strategie zur
Vorbereitung der Türkei auf den Beitritt festzule-
gen, und zwar durch eine Annäherung an die Euro-
päische Union in allen Bereichen.

Daraufhin verfasste Herr Glos eine nun wirklich histo-
risch zu nennende Presseerklärung: Die Türkei darf auf
dem Weg nach Europa nicht diskriminiert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wortwörtlich heißt es in der Presseerklärung von
Michael Glos:

Es ist nicht nur im deutschen, sondern im europäi-
schen Interesse, die Türkei an Europa zu binden.
An der Schwelle Europas, im Schnittpunkt der Kri-
senregionen des Nahen und Mittleren Ostens, war
die Türkei über Jahrzehnte ein verlässlicher Partner
und Freund der Deutschen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

– Sehr gut! Klatschen Sie ruhig weiter. 

Weiter heißt es:

Die Bedeutung der Türkei für die Sicherheit Euro-
pas besteht über das Ende des Ost-West-Konflikts
hinaus. Es dient nicht europäischen Interessen,
wenn die Türkei auf ihrem Weg nach Europa durch
Übertaktieren vor den Kopf gestoßen wird. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

Gleich werden Sie, meine Damen und Herren von der
CDU/CSU, hoffentlich wieder klatschen, wenn es heißt:

Für Europa und die Türkei muss klar sein, dass ein
türkischer Beitrittsantrag grundsätzlich an den glei-
chen Kriterien gemessen wird wie der jedes ande-
ren europäischen Staates. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und bei der SPD – Krista Sager [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Europäischen Staa-
tes!)

Weiter heißt es:

Angesichts der Dimensionen ist die Heranführung
der Türkei an Europa sicher eine größere und
schwierigere Aufgabe als in jedem anderen Fall.
Das kann aber nur bedeuten, dass die Anstrengungen



12324 Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 135. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 28. Oktober 2004

(A) (C)

(B) (D)

Bundesminister Joseph Fischer
größer, die Fristen großzügiger bemessen sein müs-
sen. Am Ziel darf es keinen Zweifel geben.

(Beifall der Abg. Krista Sager [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Es ist vor allem im deutschen Interesse, die Türkei
in Europa zu sehen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Minister Fischer, darf ich Sie darauf hinweisen,

dass die vereinbarte Redezeit abgelaufen ist? Nach der
Verfassung und der Geschäftsordnung dürfen Sie natür-
lich länger reden. Dann haben aber die Fraktionen das
Recht, die Debatte wieder zu eröffnen. 

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident, ich weiß das. 

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Ich wollte Sie nur darauf hinweisen.

Joseph Fischer, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident, vielen Dank für diesen Hinweis. 

Es geht aber weiter,

(Heiterkeit beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und bei der SPD)

weil die Geschichte wichtig ist. Die „FAZ“ hat Bundes-
kanzler a. D. Dr. Helmut Kohl in einem Interview am
22. Januar 2004 gefragt:

Die eigentliche Frage aber bleibt die geographische
Grenze. Sie sagen, die Türkei könne Mitglied der
EU werden, vorausgesetzt, sie erfüllt die Kriterien.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: Heute ist Vor-
lesetag!)

Antwort:

Das haben wir immer gesagt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
bei der SPD – Unruhe bei der CDU/CSU)

– Ich sehe, dass Sie, meine Damen und Herren von der
CDU/CSU, unruhig sind. Es bleibt aber dabei: Das sind
vier Jahrzehnte kontinuierlicher Türkeipolitik von CDU/
CSU und den von ihr gestellten Bundesregierungen.
Herr Kollege Schäuble, das ist keine Rabulistik. Viel-
mehr haben Sie die Voraussetzungen dafür geschaffen
– das ist wichtig –, dass die Türkei zu Recht die Frage
stellt: Wenn wir alle Bedingungen – die beiden Teile der
Kopenhagener Kriterien – erfüllen, haben wir dann ei-
nen Anspruch auf Vollmitgliedschaft oder nicht? Die Zu-
sagen, die Sie gemacht haben, können Sie nicht einfach
zurücknehmen. Das geht vielleicht in der Opposition.
Wenn aber die Bundesregierung und die sie tragende
Mehrheit dies machen würden, dann würde das Nein be-
deuten. Das hätte – das wissen Sie auch – fatale sicher-
heitspolitische und strategische Konsequenzen. Das
ist der entscheidende Punkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Frau Merkel, Sie könnten mit dem Vorschlag, den die
Kommission gemacht hat, eigentlich leben.

(Zuruf von der SPD: Genau!)

Sie können lediglich nicht damit leben, dass, was das
Ziel angeht, nicht ergebnisoffen verhandelt werden soll.
Dass der Entscheidung kein Automatismus zugrunde
liegt, steht im Kommissionsbericht. Es sind genügend
Safeguards eingebaut. Sie wissen: Es geht nicht nur um
das Verhandeln, sondern auch um das Umsetzen, das Im-
plementieren, das heißt um reale Veränderungen in den
Köpfen und in der gesellschaftlichen Realität. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Sie wissen: Es sind genügend Benchmarks eingebaut.
Das heißt in Bezug auf die Finanzfragen: Es ist doch
völlig klar, dass man keine Eins-zu-eins-Übertragung
vornehmen kann, und das weiß die türkische Seite ange-
sichts der Größe der Herausforderung. 

Es wird jährlich einen Bericht zur Erfüllung der
Kopenhagener Kriterien geben. Durch diesen Bericht
wird bei der Umsetzung ein permanenter Druck, vor al-
len Dingen was die Bereiche Menschenrechte, Gleich-
stellung der Frauen, Justiz und gesellschaftliche Praxis
angeht, ausgeübt. Es gibt also, was das Ergebnis angeht,
keinen Automatismus; aber im Hinblick auf das Ziel
sind wir einig: Die Verhandlungen werden in Richtung
Beitritt und nicht in Richtung privilegierte Partnerschaft
geführt. So steht es im Bericht der Kommission. 

Wir haben diese Debatte oft genug geführt. Ich ver-
stehe, dass es ernsthafte Einwände gibt. Ich teile diese
Einwände zwar nicht; aber man muss sich mit ihnen aus-
einander setzen. Sie können es sich allerdings nicht so
einfach machen. Wenn ich die „FAZ“ heute richtig gele-
sen habe, dann sehe ich ein neues Problem auf Sie zu-
kommen. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Auf Sie!)

– Nicht auf uns. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Warten Sie einmal 
ab!)

Wir werden für die Ratifizierung der EU-Verfassung
eine Zweidrittelmehrheit brauchen. Die Kollegin Merkel
hat diese Verfassung und vor allen Dingen den Beitrag,
den Ministerpräsident Teufel und Herr Altmaier dazu ge-
leistet haben, hier in verschiedenen Reden sehr gelobt. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Zu Recht!)

Auch Sie – auch Herr Altmeier – haben diese Verfassung
gelobt. Heute hören wir plötzlich, dass ein weiterer
Kurswechsel – sozusagen aus dem Überraschungsei –
bevorsteht. Das werden wir uns in Ruhe anschauen. 

Ich kann Ihnen an diesem Punkt nur sagen: Vertie-
fung und Erweiterung, das ist keine Frage des Entwe-
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der-oder. Die Tatsache, dass sich die gesellschaftliche
Realität im internationalen Staatensystem mit dem
11. September 2001 grundsätzlich verändert hat, ist jetzt
offensichtlich geworden. Wir stehen vor einer großen
Bedrohung durch den internationalen Terrorismus.
Nimmt man sämtliche Faktoren wie die Entwicklung im
Nahen und Mittleren Osten – im Iran droht eine neue
Krise – und die Entwicklung des Terrorismus im Irak zu-
sammen, erkennt man, dass ein Nein zum Beitritt der
Türkei in dieser Situation extrem kurzsichtig und gegen
die Interessen, auch die Sicherheitsinteressen, unseres
Landes und Europas gerichtet wäre. 

Die Frage, ob Europa dies aushalten wird, werden wir
dann zu entscheiden haben, wenn wir die Integrations-
fortschritte Europas tatsächlich sehen. Eines ist aber
klar: Wenn Sie der Verfassung nicht zustimmen, dann
werden Sie sich schon von einer Perspektive der Integra-
tion der EU der 25 verabschieden. Deswegen glaube ich
nicht, dass Sie dieser Verfassung nicht zustimmen wer-
den. Die Fragen, die Sie hier aufwerfen, betreffen nicht
die Türkei, sondern die EU der 25. Sie müssen in diesem
Rahmen beantwortet werden. 

Wie eine europafähige Türkei aussieht, ob die Ängste
von Herrn Glos, die er in maßloser Überziehung dar-
stellt, noch vorhanden sein werden, ob die Türkei zu Eu-
ropa passen wird und wie dieses Europa aussehen wird,
diese Fragen sind genau dann zu beantworten, wenn sie
sich stellen. Es gibt keinen Automatismus. Wir reden
hier über eine Perspektive von zehn bis 15 Jahren. Man
wird dann mit kühler Vernunft und auch auf der Grund-
lage der europäischen Zusagen zu entscheiden haben.

Ich persönlich bin mir sicher – das ist meine Überzeu-
gung –: Wenn die Türkei diese Reformfortschritte
macht, dann wird es am Ende ein Ja geben. Wenn der
Prozess stagniert, dann kann die Kommission mit Mehr-
heit beschließen, die Verhandlungen zu unterbrechen.
Wenn der Prozess in die Gegenrichtung läuft, dann kön-
nen die Verhandlungen sogar abgebrochen werden. Frau
Merkel, unterm Strich könnten Sie diesem Beschluss
doch klar zustimmen. Allerdings würde dann Ihr Laden
auseinander fliegen und deswegen tun Sie es nicht. 

Ich danke Ihnen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, auf der Tribüne hat

soeben Herr Parlamentspräsident Kosmo aus Norwe-
gen mit seiner Delegation Platz genommen. 

(Beifall)

Herr Präsident Kosmo, wir begrüßen Sie und Ihre Dele-
gation sehr herzlich, wünschen Ihnen einen aufschluss-
reichen Besuch im Deutschen Bundestag, auch wenn
dieser nur kurz sein wird, darüber hinaus einen schönen
Aufenthalt in Berlin und alles Gute für Ihr parlamentari-
sches Wirken in der Zukunft. Vielen Dank für Ihren Be-
such. 

(Beifall)
Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen nun mittei-
len, dass von den Fraktionen der CDU/CSU und der
FDP beantragt worden ist, die Debatte noch einmal auf-
zunehmen. Ich schlage vor, dass jede Fraktion zusätzlich
einen Redner mit fünf Minuten Redezeit stellen kann. 

(Widerspruch – Jörg Tauss [SPD]: Herr Glos 
soll mal seine Pressemitteilung vorlesen!)

– Ich höre gerade, dass dies nicht auf die Zustimmung
der Geschäftsführer trifft. Dann bitte ich die Geschäfts-
führer, eine Redezeitvereinbarung zu treffen. 

(Volker Kauder [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Ich kann das nicht von mir aus tun. Ich habe einen Vor-
schlag gemacht. Er wurde nicht akzeptiert. 

Wir fahren dann zunächst in der Debatte fort. Das
Wort hat der Kollege Peter Hintze von der CDU/CSU-
Fraktion. Bitte schön, Herr Hintze.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-

ren! Die Rede des Herrn Bundesaußenministers war
heute in jeder Hinsicht aufschlussreich.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wie immer!)

Am interessantesten fand ich die Zitate über unseren
Kollegen Michael Glos; 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir auch!)

denn das, was Sie uns hier heute ausführlich vorgelesen
haben, lieber Herr Bundesaußenminister, dokumentiert
nichts anderes als die Europa- und Türkeifreundlichkeit
unseres Kollegen Michael Glos; die haben Sie damit
nachgewiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen bei der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das glauben Sie ja selber nicht!)

Es geht also in der Debatte nicht um die Frage, ob je-
mand europafreundlich ist oder nicht, es geht nicht um
die Frage, ob jemand türkeifreundlich ist oder nicht, son-
dern es geht um die Frage: Wie können wir für die Tür-
kei und für Europa den besten Weg zu einer guten Zu-
sammenarbeit, zu einer guten Partnerschaft finden?
Darüber streiten wir uns, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nun hat der Kollege Westerwelle eine interessante
Einschätzung gegeben, die ich Ihrer Aufmerksamkeit
anempfehle. Er hat hier vorgetragen, die Türkei sei heute
nicht beitrittsfähig und die EU sei heute nicht aufnahme-
fähig, aber man solle Beitrittsverhandlungen eröffnen.
Er hat damit die Hoffnung verbunden, dass sich das zum
Positiven ändern werde. Habe ich Sie da richtig verstan-
den, Herr Kollege?
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(Dr. Guido Westerwelle [FDP]: Fast!)

– Gut. 

Wenn aber die Türkei heute nicht beitrittsfähig ist und
wenn die Europäische Union heute nicht aufnahmefähig
ist,

(Jörg Tauss [SPD]: Eier, eier, eier!)

dann fehlt nach Geist und Buchstaben des EU-Vertrags
jede, aber auch jede Begründung dafür, sich in dieser Si-
tuation in Beitrittsverhandlungen hineinzustürzen; 

(Beifall bei der CDU/CSU – Dr. Wolfgang
Gerhardt [FDP]: Das stimmt nicht! – Krista
Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist
Unsinn! Sie müssen doch wenigstens ein Ziel
definieren! – Claudia Roth [Augsburg]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Was war mit
den anderen Kandidaten?)

denn, verehrte Zwischenruferinnen Roth und Sager, die
Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union ist abso-
lut Voraussetzung für die Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen. Es wäre ein gefährliches politisches Experi-
ment mit den Gefühlen der Türken und mit der realen
Situation der Europäischen Union, wenn man sich in
eine Verhandlung hineinbegäbe, an deren Anfang noch
nicht einmal die Grundvoraussetzung, nämlich die prin-
zipielle Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union,
stünde. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Peter Dreßen 
[SPD]: Das stimmt so nicht!)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Hintze, erlauben Sie eine Zwischen-

frage des Kollegen Westerwelle? 

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Gern.

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Bitte schön, Herr Westerwelle.

Dr. Guido Westerwelle (FDP): 
Herr Kollege Hintze, Sie waren so freundlich, auf

meine Ausführungen Bezug zu nehmen. Sie haben ge-
sagt, wenn heute die Beitrittsfähigkeit nicht gegeben sei,
so dürften auch die Beitrittsverhandlungen nicht aufge-
nommen werden. Da Sie das in einen Zusammenhang
mit meinen Ausführungen gestellt haben, erlaube ich
mir, in einer Frage einen Widerspruch anzumelden. Kön-
nen Sie mir irgendein Land nennen, das der EU beigetre-
ten ist, zum Beispiel in diesem Jahr, das bereits zum
Zeitpunkt der Aufnahme der Beitrittsverhandlungen bei-
trittsfähig war?

(Beifall bei der FDP, der SPD und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Claudia Roth
[Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Jetzt muss er überlegen!)
Peter Hintze (CDU/CSU): 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, ihr jubelt zu früh,

bleibt einmal ganz entspannt. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Wir sind nicht beim Du!)

Der Kollege Westerwelle hat sich nämlich leider verhört.
Ich habe gesagt, die Aufnahmefähigkeit ist die Grundvo-
raussetzung für die Aufnahme von Beitrittsverhandlun-
gen. Als wir mit Polen, Estland, Lettland, Slowenien und
Ungarn verhandelt haben, war die Aufnahmefähigkeit
der Europäischen Union für diese Länder voll gegeben. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Gernot Erler [SPD]: Woher wissen Sie das? –
Widerspruch bei Abgeordneten des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Heute sagen selbst Sie mit Blick auf die Türkei, die Auf-
nahmefähigkeit sei noch nicht gegeben. Genau da liegt
der Unterschied, Herr Kollege Westerwelle.

(Beifall bei der CDU/CSU – Zuruf von der 
SPD: Konfusion pur!)

Jetzt kommt der Bundesaußenminister und beschwört
die Kontinuität. Er hat uns dazu viel vorgelesen und sagt
in Richtung unserer Vorsitzenden, wir hätten eine Wende
vollzogen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ja!)

Meine Damen und Herren, wenn eine politische Kraft in
diesem Hause in der Türkeifrage eine Wende vollzogen
hat, dann ist das Rot-Grün, niemand anders. Das will ich
jetzt erläutern.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Gernot Erler [SPD]: Ihr habt eine Rolle rück-
wärts gemacht!)

Es wurden Adenauer und Kohl zitiert und es wurde auf
jahrzehntelange Kontinuität der Bundespolitik verwie-
sen. Herr Schäuble, Frau Merkel und andere sind ge-
nannt worden. 

(Zuruf von der SPD: Herr Glos auch!)

Was haben denn alle früheren Regierungen gemacht? All
diese Regierungen haben erkannt, dass wir gute und
freundschaftliche Beziehungen zur Türkei benötigen,
dass aber eine Vollmitgliedschaft eine Überdehnung dar-
stellen würde. 

(Widerspruch bei der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Deswegen gilt von Adenauer bis Kohl und von Merkel
bis Schäuble – –

(Zurufe von der SPD: Wo denn? – Wider-
spruch bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN)

– Ehe Sie hier schreien „Wo denn?“, lassen Sie mich erst
einmal die Frage beantworten. 

In all den Jahrzehnten, die Sie für Ihre These der Kon-
tinuität anführen, sind andere Formen der Zusammenar-
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beit gewählt worden, nämlich von der Assoziierung bis
zur Zollunion,

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Mit dem Ziel der Vollmitglied-
schaft!)

und eben nicht die Vollmitgliedschaft. Die Ergebnisse
des Luxemburger Gipfels, die Herr Fischer zitiert hat,
hat er, wie bei ihm üblich, unvollständig zitiert. In Lu-
xemburg wurde 1997 ein Aufnahmeantrag in die Euro-
päische Union aus dem Jahre 1987 ablehnend beschie-
den, genau wie im Jahre 1963 der Mitgliedsantrag aus
dem Jahre 1957 abgelehnt wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das war 1989, Herr Hintze!)

– Frau Roth, zu Ihnen komme ich auch noch. – Die Kon-
tinuität deutscher Politik bestand darin, dass alle Regie-
rungen – Bundeskanzler Helmut Schmidt hat uns ja noch
einmal daran erinnert, ihr Lieben –

(Zurufe von der SPD: Na, na! – Lachen bei der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

erkannt haben, dass eine Vollmitgliedschaft Europa
überfordert und dass eine gute Partnerschaft auf anderem
Wege zu suchen ist. 

Das Modell einer privilegierten Partnerschaft – die
Kollegen von der SPD und den Grünen wollten ja wis-
sen, wie das aussieht; diesen Wissensdurst will ich gerne
stillen – liegt von uns übrigens ausbuchstabiert bis ins
Letzte vor, Herr Kollege Erler. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das muss ein kurzer Text sein! –
Widerspruch bei der SPD)

– Da brauchen Sie doch nicht zu schreien. Erst zitiert
Frau Roth Herrn Schäuble falsch, 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das wird geklärt!)

dann schreien Sie, wenn ich es Ihnen richtig darstelle. 

(Gernot Erler [SPD]: Weil Sie gar nicht wis-
sen, was das ist! Denn Sie wissen nicht, was
Sie tun!)

Wir haben in unserem Antrag die privilegierte Partner-
schaft als Verhandlungsziel genannt, aber darauf ver-
zichtet, dem Europäischen Rat ein bestimmtes Modell
vorzuschreiben, dass er eins zu eins übernehmen muss.

Sie können doch nicht übersehen, dass in vielen Staa-
ten Europas mittlerweile sogar Teile der politischen Lin-
ken sagen: Das, was die CDU/CSU in Deutschland vor-
geschlagen hat, ist für Europa und für die Türkei gut.
Wenn sich der Herr Bundeskanzler beim Besuch von
Herrn Erdogan hinstellt und ausdrücklich jede andere
Form der politischen Zusammenarbeit ausschließt und
beschwörungshaft formuliert, es dürfe nur um den Bei-
tritt und um nichts anderes gehen, dann handelt er unver-
antwortlich und schadet Deutschland. 

(Gernot Erler [SPD]: Hat er gar nicht 
gemacht!)
Wenn man nämlich die Brücken hinter sich abreißt, muss
man sich fragen, wer in den Graben fällt, falls doch ein
Rückzug fällig ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Krista Sager
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie reißen
doch Brücken ab! – Jörg Tauss [SPD]: Sie
hocken schon im Graben!)

Ihre Rede, Frau Kollegin Roth, fand ich übrigens sehr
interessant. In früheren Zeiten haben Sie in diesem
Hause, wie ich finde, zu Recht darauf hingewiesen, dass
sich die Gesellschaft, die uns in der Türkei gegenüber-
tritt, und die Gesellschaft, die wir in Europa kennen,
grundlegend voneinander unterscheiden. 

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Von Gesellschaft habe ich nicht
gesprochen!)

Ich bin auch sehr erstaunt darüber, dass heute über all
das, worüber immerhin die Medien in Deutschland noch
dankenswerterweise berichten, also über Zwangsverhei-
ratungen, Ehrenmorde, über die Situation und die Stel-
lung der Frau, die Zahl der Folterungen auf Polizeistatio-
nen und andere Dinge – Kollege Müller hat hierzu
interessante Ausführungen gemacht –, praktisch gar
nicht mehr gesprochen wird.

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist nicht wahr! Das Gegenteil
ist wahr!)

Noch ein kurzer Hinweis zu dem Missverständnis des
Kollegen Westerwelle: Die Beitrittsfähigkeit im wirt-
schaftlichen Sinne muss nach den vertraglichen Grund-
lagen natürlich erst am Ende da sein; aber die Demokra-
tiefähigkeit muss schon am Anfang vorhanden sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In diesem Zusammenhang spielt eine Rolle, dass es
bei uns Tausende von Anträgen türkischer Staatsbürger
auf Asyl gibt.

(Dr. Gerd Müller [CDU/CSU]: 11 000 im letz-
ten Jahr!)

Für die, die sich nicht ständig damit beschäftigen: Asyl
wird als Schutz vor staatlicher Verfolgung gewährt. 

Außerdem gibt es andere Punkte, die in anderen De-
batten in diesem Haus angesprochen werden. Wir befin-
den uns zum ersten Mal in der Geschichte der Europäi-
schen Union in der Situation, dass ein Staat Mitglied der
Europäischen Union werden will, der mit seinen Solda-
ten und seinen Truppen völkerrechtswidrig einen Teil ei-
nes anderen Staates der Europäischen Union besetzt hält.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wenn die Türkei Mitglied der Europäischen Union wer-
den will, müsste das erste Kooperationszeichen der Ab-
zug der Truppen aus Nordzypern sein.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der FDP – Dr. Wolfgang Gerhardt
[FDP]: Das ist richtig!)
(D)
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– Ich freue mich, dass auch der Kollege Gerhardt im Na-
men der FDP diesen Gedanken unterstützt.

(Dr. Wolfgang Gerhardt [FDP]: Das hätten sie 
schon längst tun sollen!)

Meine Damen und Herren, vielleicht kann ich ja im
zweiten Teil der Debatte den zweiten Teil meiner Rede
vortragen.

(Jörg Tauss [SPD]: Nein! Nichts Neues! –
Gernot Erler [SPD]: Sagen Sie es doch bitte
noch mal!)

– Die SPD hat es offenbar noch nicht verstanden. Das ist
auch nicht verwunderlich. – Aber ich hoffe, schon im
ersten Teil meiner Rede ist deutlich geworden, dass
wir – –

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Herr Kollege Hintze, Ihre Redezeit ist aber abgelau-

fen.

(Beifall der Abg. Claudia Roth [Augsburg] 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Peter Hintze (CDU/CSU): 
Dann, Herr Präsident, danke ich denen, die mir zuge-

hört haben, 

(Gernot Erler [SPD]: Das machen wir immer, 
Herr Hintze!)

und den anderen empfehle ich dringend, meine Rede
nachzulesen.

Schönen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsident Dr. Hermann Otto Solms: 
Zunächst weise ich Sie darauf hin, liebe Kolleginnen

und Kollegen, dass die Debatte um eine halbe Stunde
verlängert wird, wobei die Redezeitverteilung wie üblich
ist. Allerdings verzichtet die Union auf zwei Minuten
zugunsten der FDP, die dann fünf Minuten Redezeit hat.

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: So liberal
sind wir! – Gernot Erler [SPD]: Das spenden
wir der Europäischen Kommission!)

Zweitens muss ich aufgrund des Protokolls feststel-
len, dass der Kollege Michael Glos die Kollegin Claudia
Roth während ihres Debattenbeitrages als „Verleumde-
rin“ bezeichnet hat.

(Zuruf von der SPD: Was? – Michael Glos 
[CDU/CSU]: Jawohl, dazu stehe ich!)

Ich sehe mich gezwungen, darauf hinzuweisen, dass es
unparlamentarisch ist, eine Kollegin oder einen Kolle-
gen des Hauses direkt herabzusetzen.

(Michael Glos [CDU/CSU]: Auch wenn sie es
vorher tut? – Gegenruf der Abg. Krista Sager
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Jetzt reißen
Sie sich mal zusammen, Herr Glos!)
Auch in einer emotionalisierten Debatte sollte man sich
an den parlamentarischen Sprachgebrauch halten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Krista
Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Auch
wenn man Glos heißt!)

Das gehört nun einmal zu der Disziplin, der wir uns alle
zu unterwerfen haben. Ich bitte, das damit zu beenden.

Jetzt setzen wir die Debatte fort. Der nächste Redner
ist der Kollege Günter Gloser von der SPD-Fraktion.

Günter Gloser (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Lieber Herr Kollege Hintze, wie hoch muss Ihnen das
Wasser stehen, dass Sie eine solche Debatte nutzen, um
derartige Drohszenarien zu entwerfen und mit Verun-
glimpfungen und Unterstellungen zu arbeiten! Ich kann
das einfach nicht nachvollziehen.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn ich die Vorsitzende Ihrer Partei und Fraktion
sehe, wie sie da neben ihren Männern sitzt, habe ich
manchmal den Eindruck, dass sie denkt: Was soll ich da
eigentlich? Was geht da für ein Spiel ab?

Das möchten wir heute demaskieren. Ich möchte hier
namens der SPD noch einmal Folgendes deutlich ma-
chen. Wir haben – wie bei allen anderen Prozessen der
EU-Erweiterung in der Vergangenheit – gesagt: Am An-
fang können noch nicht alle Bedingungen erfüllt sein; es
ist ein Prozess, in dem sich die Dinge entwickeln. So
war es auch bei den osteuropäischen Ländern. In der
Zwischenfrage des Kollegen Westerwelle ist das vorhin
erwähnt worden. Sie erinnern sich, glaube ich, nicht
mehr an Nizza. In Nizza wollten wir eine nicht nur gra-
duelle, sondern eine sehr intensive Vertiefung erreichen.
Zu dem damaligen Zeitpunkt haben wir das leider nicht
geschafft. Trotzdem haben wir den osteuropäischen Län-
dern, um sie nicht länger hinzuhalten, eine Perspektive
aufgezeigt und ihnen als Datum das Jahr 2004 genannt.
Dadurch ist der Prozess beschleunigt worden. Das war
die richtige Strategie.

(Beifall bei der SPD)

Alle hier im Hause – zumindest wir von der Koali-
tion – warten auf die Vorstellung des Modells einer pri-
vilegierten Partnerschaft.

(Zuruf von der SPD: Ja!)

Was ist das eigentlich? Sie reden immer nur in Versatz-
stücken. In einem Autohaus kann ich mir Modelle an-
schauen. Sie aber stellen uns Ihr Modell nicht vor. Sie
reden nur über den Begriff „privilegierte Partnerschaft“.
Die Kollegin Pau hat vorhin zutreffend gesagt, dass Sie
mit diesem Ausdruck vielleicht nur Ihre Beziehung un-
tereinander beschreiben wollen, aber nicht das, was Sie
in Bezug auf die Türkei konkret vorhaben.
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(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Claudia
Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Ich wiederhole die Frage: Warum gab es während der
16-jährigen Regierungszeit von Herrn Kohl zu keinem
Zeitpunkt eine Veränderung Ihrer Position? All das, was
wir heute diskutieren, hat es damals in ähnlicher Form
gegeben. Plötzlich – aufgrund einer für Sie anderen Si-
tuation – greifen Sie dieses Thema auf.

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer)

Wir sagen ganz bewusst – ich will das deutlich he-
rausstreichen –: Wir wollen, dass die Türkei auf dem
eingeschlagenen Weg vorangeht und den Prozess der
Demokratisierung fortführt. Es kann von Ihnen doch in
keiner Weise geleugnet werden, dass sich im politischen
und im gesellschaftlichen Bereich vieles verändert hat.
Wenn Herr Müller immer davon spricht – Herr Müller
beschreibt sozusagen von der Alm aus bestimmte Szena-
rien; so kennen wir ihn mittlerweile

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Nichts gegen die Alm! Da gibt es
auch andere!)

– nein, nichts gegen die Alm im Allgemeinen, aber ge-
gen seine Alm –, was da alles noch passieren kann, dann
muss ich Sie fragen: Haben Sie nicht einmal zur Kennt-
nis genommen, wie viele positiven Veränderungen es
etwa im Bereich des Strafrechts in der Türkei gegeben
hat?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Es hat in den letzten Monaten auch positive Veränderun-
gen hinsichtlich der Rolle der Frau und der Sanktionen
bei Ehrenmorden gegeben. 

Wir sind uns doch alle darin einig, dass es in diesen
Bereichen eine Nachhaltigkeit geben muss. Es kann
nicht sein, dass man zu einem bestimmten Zeitpunkt ein
Gesetz beschließt und vielleicht auch kommentiert, es
aber nicht in die Praxis umsetzt. Ich denke, die Türkei
wird daran gemessen werden. Wir setzen die Hoffnung
darauf, dass es einen nachhaltigen Prozess gibt. 

Ich kann Ihnen auch aufgrund von Gesprächen mit
türkischen Kolleginnen und Kollegen berichten – auch
mit Kolleginnen und Kollegen Ihrer vielleicht künftigen
Schwesterpartei AKP –, dass sie immer wieder betonen:
Wir gestalten den Prozess in Richtung mehr Menschen-
rechte für die Menschen in unserem Land und nicht in
erster Linie deswegen, um gewisse Kriterien der Europäi-
schen Union zu erfüllen. Denn auch die Bürgerinnen und
Bürger in der Türkei sollen Grundrechte besitzen. – Das
ist ein ganz wichtiger Fortschritt.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch auf einen Bereich zu sprechen kom-
men, der nicht nur bei uns, sondern auch in benachbarten
Ländern eine Rolle spielt. Wir verbinden mit diesem
Prozess eben auch die Hoffnung – das ist seit Helsinki
und Kopenhagen deutlich geworden –, dass die Regie-
rung der Türkei auch im Hinblick auf die Zypernfrage
weiterhin eine aktive Rolle einnimmt. Dass sie das bis-
her getan hat, kann von keiner Seite geleugnet werden.
Wir hoffen, dass das weiterhin so bleibt. Es sind sicher-
lich noch weitere Zeichen der türkischen Regierung
möglich. Ich denke, die Türkei ist flexibel genug, dies zu
tun. 

Es besteht weiterhin die Notwendigkeit, über die tür-
kischen Truppen auf Nordzypern zu sprechen. Ich will
an dieser Stelle auch die Frage aufgreifen – diese Frage
spielt weniger bei uns eine Rolle als bei unserem Partner
Frankreich –, wie sich die Türkei bezüglich der Verfol-
gung der Armenier und des Genozids an den Arme-
niern verhält. Dies ist ein wichtiges Thema. Angesichts
der Tatsache, dass sich in Kürze Vertreter der Türkei mit
Gruppen von Armeniern treffen werden, um über dieses
Thema zu sprechen, muss ich fragen: Was wollen wir ei-
gentlich mehr, als dass man sich zusammensetzt und sich
der historischen Verantwortung bewusst wird?

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich möchte in diesem Haus für das werben – man
muss die betreffende Stelle im Protokoll einmal nachle-
sen, weil sie im Beifall vielleicht untergegangen ist –,
was Herr Schäuble vorhin gesagt hat. Ich habe seine Äu-
ßerung so verstanden, dass auch er eine Beitrittsperspek-
tive sieht. Er hat nur die Schlussfolgerung gezogen, dass
es möglicherweise eine wie auch immer ausgestaltete
privilegierte Partnerschaft zwischen der Türkei und der
Europäischen Union geben kann, wenn diese Verhand-
lungen nicht zum Erfolg führen. Diese Haltung, den er-
gebnisoffenen Prozess mitzugestalten, unterscheidet sich
meines Erachtens wohltuend von den Äußerungen, die
von der CSU verbreitet worden sind.

Herr Glos, abgesehen von Ihrem Ausrutscher und der
Verleumdung in der gestrigen „Frankfurter Allgemeinen
Zeitung“ frage ich mich manchmal: Warum haben Sie
denn heute nicht das Wort ergriffen und verkündet: „Ich
stehe zu dem, was ich 1997 gesagt habe“? Das ist näm-
lich genau die Politik, die heute von dieser Koalition auf
den verschiedensten Ebenen gemacht wird. Sie aber
wollen vergessen machen, was Sie vor wenigen Jahren
gesagt haben. Es wäre natürlich ein Zeichen von Füh-
rung, wenn die Fraktionsvorsitzende sagen würde: Ich
will, dass meine Fraktion bei diesem Thema einmütig ist
und sich zu einem solchen Prozess bekennt, wie ihn die
Europäische Union begonnen hat. Aber dazu ist Frau
Merkel nicht in der Lage. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich glaube, der Prozess, den die Europäische Union
der 25 am 17. Dezember dieses Jahres eröffnen wird, ist
ein wichtiges Zeichen für die Türkei. Wir sollten, wie
wir das auch bei der letzten Erweiterung um zehn Länder
getan haben, innenpolitische Ängste – diese gibt es na-
türlich – und Hinweise auf Risiken ernst nehmen. Aber
es ist Aufgabe der Politik, diese Ängste nicht noch durch
nicht vorhandene Argumente zu verstärken, sondern klar
zu sagen, was durch die Politik leistbar ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)
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Herr Müller, Sie können noch so häufig in diesem
Parlament von Mehrbelastungen des EU-Haushaltes in
Höhe von 40 Milliarden bzw. 50 Milliarden Euro spre-
chen. Eindeutig ist – das wird immer wieder gefordert –,
dass sich die finanzielle Vorausschau der Europäischen
Union für die Zeit nach 2006 verändern wird, dass die
Sachpolitiken, zum Beispiel die Landwirtschafts- und
die Strukturpolitik, überprüft und andere Schwerpunkte
gesetzt werden müssen. Die Zahlen, die vorhin von der
CDU/CSU genannt worden sind, werden dann nicht zu-
treffen. Das ist ein ganz wichtiger Punkt. 

Sicherlich müssen wir auch unseren türkischen
Freunden sagen – denn Sie schüren hier Zuwanderungs-
angst –: 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Das schürt doch 
Helmut Schmidt!)

Ihr müsst die Binnenwanderung im eigenen Land in den
Griff bekommen und genauso, wie wir es getan haben,
bestimmte Regionen, die heute unterentwickelt sind, för-
dern, damit die Wanderung innerhalb der Türkei nicht
nur in Richtung Westen, nach Ankara und Istanbul, von-
statten geht. Das ist eine wichtige Aufgabe. Dem ist
nicht mit Drohszenarien, Verleumdungen, Unwahrheiten
und Unterstellungen zu begegnen, sondern mit Informa-
tion und Aufklärung. Dazu wollen die SPD und die Ko-
alition auf jeden Fall ihren entscheidenden Beitrag leis-
ten. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Aber Sie sind 
dazu ungeeignet!)

– Sie, Herr Glos, haben nur eines im Sinn: zu vernebeln.
Das liegt Ihnen besonders. 

Danke.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Friedbert Pflüger.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU –
Zuruf von der SPD: Der hat ja noch gar nichts
gesagt!)

Dr. Friedbert Pflüger (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir wis-

sen vom dänischen Ministerpräsidenten Rasmussen,
dass auch Joschka Fischer lange Zeit gegen eine türki-
sche Vollmitgliedschaft in der EU war. 

(Peter Dreßen [SPD]: Das halte ich für ein 
Gerücht!)

Ohne die übrigen EU-Partner zu informieren, hatte
Rasmussen während der dänischen Präsidentschaft im
zweiten Halbjahr 2002 einem Fernsehteam erlaubt, bei
allen Gelegenheiten zu filmen. Fast immer trug er ein
kleines Mikrofon an seinem Revers. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Hört! 
Hört!)
Es war versteckt; niemand wusste davon. Die Gespräche
wurden aufgezeichnet. 

(Peter Dreßen [SPD]: Das ist sehr 
fragwürdig!)

Als der Beitrag darüber 2003 im dänischen Fernsehen
lief, war die Aufregung groß. Denn in dieser Fernsehsen-
dung fragt der dänische Außenminister Møller seinen
Chef Rasmussen: Habe ich dir schon gesagt, dass
Joschka Fischer innerhalb von zwölf Stunden zum
Thema Türkei/EU drei verschiedene Meinungen verkün-
det hat? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört! –
Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das meint Herr Møller!)

Weiter erfuhr die Öffentlichkeit, dass Fischer – jeden-
falls zeitweise – die Auffassung vertreten habe, dass un-
bedingt die eine oder andere Form der Angliederung un-
terhalb der EU-Mitgliedschaft – wir nennen das
privilegierte Partnerschaft – gefunden werden müsse. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: So ist 
das!)

Herr Fischer, wenn wir heute eine privilegierte Part-
nerschaft verkünden, Sie aber ausweislich des Mikro-
fons 

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Das ist doch gar nicht wahr, was Sie hier er-
zählen! Das ist kein Nachweis! Das Mikro war
doch bei Herrn Møller und nicht bei Herrn
Fischer angebracht!)

diese Aussagen damals gemacht haben, dann kann das,
was wir heute in dieser Debatte vertreten, nicht so ganz
dumm sein.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Meine Damen und Herren, es ist doch eindeutig – da-
rüber besteht nirgendwo im Haus Streit; wir sollten ge-
genüber der Türkei auch nicht so tun, als gäbe es darüber
Streit –: Wir alle wollen, dass die Türkei unser Freund
und Partner ist. Wir alle würdigen, was sie für uns in der
Zeit des Kalten Krieges, aber auch jetzt bei der Stabili-
sierung des Südostens von Europa geleistet hat. Wir alle
wollen und müssen hier mit den Türken friedlich zusam-
menleben. Sie bereichern uns auf vielfältige Weise. Wir
wollen nicht polarisieren,

(Lachen bei der SPD)

wir wollen die Türkei nicht wegstoßen, sondern wir wol-
len sie im Gegenteil an uns, an Europa, anbinden, weil
die geopolitische Stabilität, die von einer solchen Anbin-
dung ausgeht, für uns alle wichtig ist. Darüber besteht in
diesem Hause Einigkeit. Versuchen Sie nicht, hier einen
künstlichen Streit über Dinge vom Zaun zu brechen, bei
denen wir alle einer Meinung sind! Diesen Eindruck der
Türkei zu vermitteln ist eine falsche Politik.

(Beifall bei der CDU/CSU – Krista Sager
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das schaffen
Sie schon alleine!)
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Wir alle wollen freundschaftliche Beziehungen mit
der Türkei. Die Frage ist nur, ob es der Maßstab einer
ehrlichen Freundschaft ist, 

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Dass man ehrlich ist, ja!)

dass man möglichst bald für Verhandlungen über eine
Vollmitgliedschaft der Türkei eintritt. Dies scheint mir
nicht der Fall zu sein. Vielmehr heißt der Maßstab, ob
man der Türkei ehrliche, überschaubare und präzise An-
gebote für die nächsten Jahre macht. Jetzt anzubieten,
dass man verhandelt und abwartet, wie es in 15 Jahren
aussehen wird, ist keine faire Politik gegenüber der Tür-
kei. Dann werden nämlich 15 Jahre lang Erwartungen
aufgebaut.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:
Sie haben doch die ganze Zeit Erwartungen
aufgebaut! – Claudia Roth [Augsburg]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist der
Status quo!)

Anschließend gibt es in Frankreich ein Referendum und
die ganze Sache stürzt ab.

Wir haben demgegenüber ein Modell entwickelt, das
neben dem Scheitern und der von Ihnen angestrebten
Vollmitgliedschaft auch das Angebot einer privilegierten
Partnerschaft enthält. Warum nehmen Sie dieses Modell
nicht an? Nur, weil es von der CDU/CSU kommt?

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Weil Sie von Anfang an sagen: Ihr
könnt euch noch so anstrengen, ihr habt keine
Chance!)

Inzwischen wird doch in ganz Europa darüber diskutiert.
Die gesamte französische Nationalversammlung ist da-
für. Schreiben Sie diesen Vorschlag doch in das Papier
hinein und machen Sie ihn sich zu Eigen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Es ist wichtig, dass wir die Türkei nicht irgendwann
scheitern lassen. Vielmehr müssen wir sie auffangen.
Dafür brauchen wir Institutionen. Hierfür ist der Ge-
danke der privilegierten Partnerschaft genau der richtige.
Warum sind denn die französischen Sozialisten dafür?
Warum können nicht auch Sie dafür sein? Diese Politik,
die Türkei nicht ins Leere stürzen zu lassen, wird viel-
leicht einmal sehr wichtig sein, wenn wir nicht wollen,
dass sie sich den Islamisten zu- und von Europa abwen-
det. Daher sollten Sie die privilegierte Partnerschaft in
den Beschluss des Rates hineinschreiben.

Meine Damen und Herren, nicht nur wir von der
Union stellen kritische Fragen im Hinblick auf den bal-
digen Verhandlungsbeginn. Giscard, Egon Bahr, Helmut
Schmidt, Hänsch sowie aus Ihrer Fraktion Klose und
Meckel haben völlig legitime und wichtige Fragen ge-
stellt: Überfordern wir die EU mit dem, was wir hier
tun? Wolfgang Schäuble, Peter Hintze und Gerd Müller
haben dies vorhin schon zum Ausdruck gebracht. 

Die EU muss in der globalisierten Welt handlungsfä-
hig sein. Wir wollen und müssen doch mit einer Stimme
sprechen, wenn wir in der internationalen Politik Ge-
wicht haben wollen. Tun wir dies? Wir tun es schon jetzt
kaum. 

(Jörg Tauss [SPD]: Mit „wir“ meinen Sie die 
Union!)

Schon jetzt gibt es in der EU überall Desintegrations-
und Überdehnungstendenzen. Der Stabilitätspakt wird
nicht mehr eingehalten. Es ist fraglich, ob wir den Ver-
fassungsvertrag in Europa unter Dach und Fach bekom-
men. So vieles ist inzwischen in der EU fragil geworden!
Wir haben noch überhaupt keine Erfahrungswerte, wie
sich die Aufnahme der zehn neuen Länder auf den Inte-
grationsprozess auswirkt.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die werden wir in 15 Jahren aber haben!)

In einer so unklaren Situation nicht einem Land wie
Litauen oder Luxemburg, sondern einem riesigen, stolzen
Land wie der Türkei ein immerhin sehr weit reichendes
Angebot zu machen scheint mir eine nicht verantwort-
bare Politik und ein schwerer Fehler zu sein.

(Günter Gloser [SPD]: Als ob nicht auch 
Luxemburg stolz ist!)

Wahrscheinlich helfen Sie damit Herrn Erdogan in
den nächsten ein, zwei Jahren. Es ist ein gutes Motiv,
ihm bei seinem Reformprozess zu helfen. Aber wir ha-
ben die Sorge, dass sich die Türken langfristig enttäuscht
fühlen werden – spätestens nach dem französischen Re-
ferendum – und wir damit islamistischen Tendenzen in
der Türkei Vorschub leisten werden. Der gesamte gut ge-
meinte Prozess würde kontraproduktiv, wenn die Isla-
misten in der Türkei gestärkt und nicht geschwächt wer-
den sollten.

(Krista Sager [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sie stärken die doch jetzt schon!)

Sie wollen mit dem Prozess der Integration in die EU
den Reformprozess in der Türkei stabilisieren. Das ist
für sich genommen ein gutes Argument, natürlich wol-
len wir das alle. Ist es aber auch ein ausreichendes Argu-
ment für die Vollmitgliedschaft? Müssen wir nicht auch
an unsere Interessen und an die Handlungsfähigkeit der
Union denken? Haben Sie vielleicht einmal darüber
nachgedacht, ob der Integrationsprozess auch dazu füh-
ren kann, Destabilisierungstendenzen in der Türkei zu
fördern? 

Ich habe bei meinem Besuch in der Türkei im Mai
auch mit Islamisten gesprochen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Nein! Unglaublich!)

Die Islamisten in der Türkei haben sehr klar gesagt: Wir
wollen alle, dass die Türkei in die EU kommt, damit wir
endlich den Kemalismus und das Kopftuchverbot in der
Türkei überwinden können. Herr Gül, der Außenminis-
ter, verkündet das im türkischen Fernsehen und führt
aus: Wenn wir Verhandlungen mit der EU führen, kann
uns niemand mehr eine islamistische Partei in der Türkei
verbieten. 

Das heißt, es könnte – natürlich ungewollt – umge-
kehrt ablaufen. Der EU-Integrationsprozess könnte in
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der Türkei Auswirkungen haben, die wir nicht wollen, er
könnte den alten Laizismus in der Türkei, die Trennung
von Staat und Religion, erst infrage stellen. Deswegen,
glaube ich, ist es völlig legitim, dass wir besorgte und
kritische Fragen an Sie richten und nicht einfach sagen:
Wir sind gute Menschen, wir wollen die Türkei und wir
wollen Stabilität, deswegen nehmen wir sie auf. Wir
müssen sehr vorsichtig und verantwortungsvoll mit die-
ser äußerst wichtigen Sache umgehen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Machen Sie es mal!)

Das tut meine Fraktion und ich denke, das ist eine Auf-
gabe für uns alle in diesem Parlament.

Die Türkei ist unser Freund; daran wird nicht gerüt-
telt. Deshalb sollten Sie in Ihrem eigenen Interesse oder
in dem Interesse, das Sie zu haben vorgeben,

(Claudia Roth [Augsburg] [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Haben wir es oder geben wir es
vor?)

nicht die Mär verbreiten, dass wir irgendjemanden weg-
stoßen und in Europa nicht dabeihaben wollen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Unterschriftensammlung!)

Das ist Unsinn, dagegen verwahren wir uns. Wir wollen
eine stabile, gute und europaorientierte Türkei. Deswe-
gen machen wir das Angebot der privilegierten Partner-
schaft.

(Peter Dreßen [SPD]: Warum werden dann 
Unterschriften gesammelt?)

Schreiben Sie es doch einfach hinein und tun Sie das,
was die Europäische Kommission sagt. Die Europäi-
sche Kommission gibt Ihnen in ihrem Bericht eine gute
Vorlage.

(Jörg Tauss [SPD]: Legendenbildung!)

Sie schreibt: Selbst wenn die Verhandlungen mit der
Türkei scheitern sollten, muss die Türkei in europäi-
schen Strukturen aufgefangen werden. Diese Aussage
kann man ebenfalls in privilegierte Partnerschaft über-
setzen. Die Türkei muss aufgefangen werden. Tun wir
das doch! Bereiten wir das jetzt schon für den Fall des
Scheiterns vor, sodass wir in diesem Fall ein eigenes
Modell haben. In diesem Sinne bitten wir Sie herzlich
darum, nicht zu polarisieren, 

(Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN – Claudia Roth [Augsburg]
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das richtet
sich an die rechte Seite des Hauses!)

sondern ganz vernünftig und sachlich das Thema zu be-
raten.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – Jörg
Tauss [SPD]: Biedermann und Brandstifter! –
Gegenruf des Abg. Michael Glos [CDU/CSU]:
Das verdient einen Ordnungsruf, Frau Präsi-
dentin!)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Ludger Volmer.
Dr. Ludger Volmer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und

Herren! Wir, SPD und Grüne, haben in den 80er- und
90er-Jahren alles daran gesetzt, die Regierung Helmut
Kohl abzulösen. Wir wollten Helmut Kohl ablösen, weil
er reformunfähig war,

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD)

weil er Probleme ausgesessen hat und weil er eine rie-
sige Staatsverschuldung aufgehäuft hat. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Davon musst du 
reden! Das war ein Eigentor!)

Wir freuen uns darüber, dass wir dies 1998 geschafft ha-
ben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir haben trotz der Fehler, die Helmut Kohl aus unse-
rer Sicht gemacht hat – die Ablösung der Regierung
Kohl war historisch überfällig –, eines immer anerkannt:
Er war ein großer Europäer. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Wir haben die Leistungen Helmut Kohls für Europa als
historische Leistungen anerkannt. Die Türkeipolitik,
über die wir heute sprechen, war Teil der europäischen
Politik Helmut Kohls.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb reden wir heute auch über das Vermächtnis
von Helmut Kohl und ich kann die heutige Debatte nur
in einem Sinne begreifen: Die CDU/CSU erbt den nega-
tiven Anteil der Ära Kohl, nämlich die Reformfeindlich-
keit, und Rot-Grün erbt den positiven Anteil, nämlich
die vorwärts weisende Europapolitik.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Dies ist eine der Lehren dieser Debatte.

Ich frage mich, warum es jetzt zu diesem Kurswech-
sel innerhalb der Union kommt. Er ist angesichts der In-
tensität, mit der die Union 40 Jahre lang die richtige Po-
litik betrieben hat, eigentlich gar nicht zu begreifen. Ich
kann mir das nur psychologisch erklären, 

(Jörg Tauss [SPD]: Tiefenpsychologisch!)

nämlich in dem Sinne, dass der Übervater in jeder Hin-
sicht in den Hintergrund gedrängt werden und man sich
damit auch krampfhaft von den Politiken absetzen muss,
die eigentlich richtig gewesen sind. Warum geben Sie
das positive historische Vermächtnis von Helmut Kohl
preis und betreiben diese – letztlich auch innenpolitisch
motivierte – Politik gegen die Türkei? Das ist völlig un-
verständlich.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)
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Sie geben sie preis unter dem Scheinargument, mehr Op-
tionen und mehr Verhandlungsoffenheit haben zu wol-
len. 

Es mag ja sein – wir wissen um die Risiken des
Verhandlungsprozesses –, dass sich zu irgendeinem Zeit-
punkt herausstellt, dass es nicht geht. Dann sind viel-
leicht Notlösungen gefragt. Wenn man aber bereits heute
über Notlösungen und Trostpreise redet, ist das nichts
anderes, als dass man eine sich selbst erfüllende Prophe-
zeiung in Gang setzt, und zwar mit dem heimlichen Wil-
len, dass die Verhandlungen scheitern. Ich unterstelle Ih-
nen: Sie wollen, dass der Verhandlungsprozess scheitert.
Deshalb reden Sie sein Scheitern heute herbei. Deshalb
reden Sie heute über Notlösungen und Trostpreise und
tun so, als seien dies positive Perspektiven.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD)

Wir werden uns dieser sich selbst erfüllenden Prophe-
zeiung entgegenstellen. Wir sind für einen hinsichtlich
des Ergebnisses festgelegten Prozess. Wir wollen, dass
die Türkei Mitglied der Europäischen Union wird. Wir
wissen aber um all die Risiken. Darüber braucht uns nie-
mand zu belehren. Gerade wir Grünen haben uns mit der
Menschenrechtslage in der Türkei in den letzten
20 Jahren, seit wir im Bundestag sind, sehr intensiv und
kritisch auseinander gesetzt. Wir haben aber auch ge-
lernt: Es bringt nichts, ein solches Land in die Isolation
zu treiben. 

Es ist das Ergebnis einer integrativen Außenpolitik,
dass die Türkei dabei ist, sich mit außerordentlich be-
merkenswerten Schritten in Richtung Demokratie zu
entwickeln. Diese Tendenz wollen wir weiter unterstüt-
zen. Wir wollen dies auch im Hinblick auf Sicherheitsin-
teressen, die nach dem 11. September 2001 stärker ge-
worden sind. Dies ist nicht das prioritäre Motiv für den
Beitritt der Türkei; aber es ist eine zusätzliche Motiva-
tion. Wir können doch nicht über die desaströse Lage im
Irak, über die Gefährdungen, die vom Iran ausgehen,
über den immer noch ungelösten Nahostkonflikt reden,
ohne uns Gedanken darüber zu machen, ob nicht die Eu-
ropäische Union endlich eine dritte Dimension, eine
strategische Dimension braucht, die sie in die Lage ver-
setzt, als strategisch handelnder Akteur Einfluss auf
diese Regionalkonflikte zu nehmen. Wenn man über
diese dritte Dimension der europäischen Politik nach-
denkt, über die strategische Dimension, begreift man so-
fort, dass der Türkei dabei eine Schlüsselrolle zukommt. 

Deshalb gehört es zu den Schlüsselprojekten auch der
deutschen Sicherheitspolitik, die Türkei so weit in den
europäischen Kontext bis hin zur Vollmitgliedschaft in
der Europäischen Union zu integrieren, dass sie ihre
Scharnierfunktion, nämlich ein laizistischer, gleichwohl
islamisch geprägter Staat und eine entsprechende Gesell-
schaft zu sein, zwischen dem so genannten Westen und
der arabisch-islamischen Welt wahrnehmen kann. Eine
Türkei an unserer Seite, eine Türkei eng verzahnt mit
uns, hat für uns unschätzbare sicherheitspolitische Vor-
teile. 
Wenn wir die Türkei heute brüskieren, wie die Union
das mit ihrem Nein machen will, treiben wir sie ins Nie-
mandsland. Wir Rot-Grünen werden verhindern, dass
die Ängste, die hier geschürt werden, dazu führen, dass
man die Chancen aus dem Auge verliert. Wir finden, ge-
rade angesichts des internationalen Terrorismus ist es
höchste Zeit, dass wir die Chancen ergreifen, die zum
Dialog der Kulturen wirklich bestehen. Das ist der Fall
und dafür setzt sich Rot-Grün ein.

Danke.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Das Wort hat jetzt der Abgeordnete Werner Hoyer für

die FDP-Fraktion.

Dr. Werner Hoyer (FDP): 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte, da wir schon die Gelegenheit haben, einige
Minuten länger darüber zu diskutieren, auf einige Punkte
eingehen, die in dieser Debatte eine Rolle gespielt ha-
ben. Es ist über die Beitritt- und Aufnahmefähigkeit ge-
sprochen worden. Wer würde behaupten wollen, dass die
Türkei heute beitrittsfähig wäre? Das ist weder unter
politischen noch unter wirtschaftlichen Kriterien der
Fall.

Betrachten wir die letzte Erweiterungsrunde, als zehn
Länder der Europäischen Union beitraten, und seien wir
ehrlich: Waren wir uns, aus heutiger Perspektive, zu Be-
ginn der Verhandlungen immer sicher, dass die Beitritts-
kandidaten alle politischen und wirtschaftlichen Krite-
rien erfüllen? Die wirtschaftlichen Kriterien waren
sowieso nicht immer erfüllt, die politischen allerdings
auch nicht immer. 

Zur Aufnahmefähigkeit der Europäischen Union
– auf dieses Kriterium hat auch mein Kollege
Westerwelle aufmerksam gemacht – ist zu sagen, dass
die Europäische Union heute insbesondere aus zwei
Gründen zweifellos nicht aufnahmefähig ist: Erstens.
Wir arbeiten noch immer auf der Basis des Vertrages von
Nizza. Auf dieser Basis ist eine Mitgliedschaft der Tür-
kei eindeutig nicht möglich. Deswegen – nicht nur, aber
auch deswegen – brauchen wir die Verfassung. Zwei-
tens. Ohne eine Reform der Europäischen Union an
Haupt und Gliedern, insbesondere hinsichtlich der Ge-
meinschaftspolitiken, ist die Europäische Union nicht
aufnahmefähig. 

(Beifall bei der FDP sowie des Abg. Michael 
Glos [CDU/CSU])

Daher müssen wir diese Reform der Europäischen Union
mit Engagement, Kraft und Ambition angehen. 

Meine Damen und Herren, wenn man Beitrittsver-
handlungen aufnimmt, muss man ehrlich sein. Wenn die
Bedingungen, die man selbst stellt, erfüllt sind, und
wenn die Verhandlungskapitel erfolgreich abgeschlossen
werden können – es mag viel Skepsis geben, ob das gelin-
gen wird –, dann darf man nicht die mentale Reservation
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haben, dass man den Beitritt trotzdem nicht will. Aus
diesem Grunde heißen die Verhandlungen Beitrittsver-
handlungen und nicht etwa Sondierungsverhandlungen
über die zukünftige Zusammenarbeit. 

(Beifall des Abg. Markus Meckel [SPD])

Jetzt ist es entscheidend, wie das Verhandlungsman-
dat ausgestaltet wird. Ich hätte mir gewünscht, die Bun-
desregierung könnte uns dazu schon etwas mehr sagen,
denn das Verhandlungsmandat wird diesen Prozess in
den nächsten 15 Jahren bestimmen. Wir werden uns da-
ran orientieren müssen, wenn wir diesen Prozess beglei-
ten.

In diesem Zusammenhang sind mir folgende Aspekte
wichtig: Es müssen einige Bedingungen erfüllt sein, die
selbst dann relevant sind, wenn alle Verhandlungskapitel
abgeschlossen sind. Die Themen Verfassung und Ge-
meinschaftspolitiken habe ich bereits genannt. Aus-
drücklich nenne ich auch das Thema Zypern; denn es ist
völlig undenkbar, dass ein Land Mitglied der Europäi-
schen Union wird, das in einem anderen Mitgliedsland
gegen dessen Willen militärisch präsent ist. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und der CDU/CSU)

Ich glaube, in diesem Punkt sind wir uns völlig einig.
Das müssen die Türken wissen. Die Türkei kann sich
noch so demokratisch und marktwirtschaftlich entwi-
ckeln, aber solange sie die völkerrechtswidrige Beset-
zung Nordzyperns nicht aufgibt, wird es keinen Beitritt
zur Europäischen Union geben. 

(Peter Hintze [CDU/CSU]: Sehr richtig!)

Zusätzlich zur Erfüllung dieser Bedingungen brau-
chen wir einen Prozess des Monitoring. Mir reichen die
Fortschrittsberichte der Kommission, die eher ein Routi-
neprozess sind, nicht aus. Das hat nichts mit ungleicher
Behandlung zu tun; denn der Gleichheitsgrundsatz be-
sagt, dass Ungleiches auch ungleich behandelt werden
muss. Ich wünsche mir, dass das Europäische Parlament
und die Parlamente der Mitgliedstaaten in einen solchen
Monitoringprozess einbezogen werden, damit wir am
Ende der Verhandlungen nicht plötzlich vor unangeneh-
men Überraschungen stehen.

Lassen Sie mich noch etwas zur Ergebnisoffenheit
sagen. Auf die Türkei kommen, wie auf jeden Beitritts-
kandidaten, erhebliche Herausforderungen zu. Diese He-
rausforderungen sind auch dann noch vorhanden, wenn
man eines Tages Mitglied der Europäischen Union ist.
Ich glaube, darauf müssen wir die Beitrittsländer besser
vorbereiten. Das ist auch beim Beitritt der letzten zehn
neuen Mitgliedstaaten nicht immer gut gelungen; das ha-
ben wir im letzten Jahr, als es um die Verfassung ging,
gemerkt.

Meine Damen und Herren, die Europäische Union de-
finiert sich nicht als ein Endzustand, in den man eintritt,
sondern als ein Prozess, der weitergeht. Ein neues Mit-
gliedsland darf sich selbst daher nicht als Garantie zur
Blockade der Vertiefung der Integration in der Europäi-
schen Union verstehen.
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der SPD und des Abg. Ruprecht Polenz [CDU/
CSU])

Ich glaube, wir müssen unseren türkischen Freunden
klar machen, dass sie, wenn sie Mitglied der Europäi-
schen Union werden, wenn also alle Bedingungen erfüllt
sind und wenn wir glauben, einen Beitritt der Türkei ver-
antworten zu können, Mitglied in einem Prozess sind,
der seit den Römischen Verträgen als „ever closer union“
beschrieben wird. Wir wollen nicht, dass dieser Prozess
aufgrund der Aufnahme eines einzelnen Mitglieds ab-
bricht. Diese Erwartung sollten wir gegenüber unseren
türkischen Freunden, mit denen wir ergebnisoffen ver-
handeln sollten, klar zum Ausdruck bringen, damit es
nicht eines Tages auf der türkischen Seite unangenehme
Überraschungen gibt.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD)

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: 
Damit schließe ich die Aussprache. 

Interfraktionell wird Überweisung der Vorlagen auf
Drucksache 15/3949 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Interfraktionell wird
auch Überweisung der Vorlagen auf den Druck-
sachen 15/4031 und 15/4064 an dieselben Ausschüsse
wie bei Tagesordnungspunkt 4 a vorgeschlagen. Sind Sie
mit diesen Überweisungen einverstanden? – Das ist der
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.
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